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(Beginn: 09.00 Uhr)

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Guten 
Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße natür-
lich auch die anwesende Öffentlichkeit, die Vertreter 
des Bundes Deutscher Kriminalbeamter und anderer 
Gewerkschaften, die anwesend sind.

In unserer heutigen Sitzung werden wir eine Anhö-
rung zu den Gesetzentwürfen der Staatsregierung 
für ein Gesetz zur Neuordnung des bayerischen Po-
lizeirechts – PAG-Neuordnungsgesetz – und zur Än-
derung des Bayerischen Verfassungsschutzgeset-
zes durchführen. Insbesondere Ersterer ist ein 
durchaus wuchtiger, umfangreicher, detailhafter Ge-
setzentwurf, sodass wir Ihnen, den Herren Sachver-
ständigen, bereits jetzt dafür danken, dass sie sich 
in relativ kurzer Zeit eingearbeitet haben und heute 
zur Verfügung stehen. Sie haben uns auch schon 
schriftliche Stellungnahmen übermittelt, die wie Ihre 
heutigen Ausführungen in ein Kompendium einge-
hen, das uns für die weitere politische Bewertung 
beider Gesetze und die weitere parlamentarische 
Behandlung sehr hilfreich sein wird. – Zur Unterstüt-
zung des Protokolls wird eine Tonaufnahme angefer-
tigt; denn wie immer bei Anhörungen wird es ein 
Wortprotokoll geben. Die Tonaufnahmen werden an-
schließend wieder gelöscht. – Das nur zu Ihrer Infor-
mation.

Wir haben jetzt einen Zeithorizont bis 11.30 Uhr; 
dann ist das definitive Ende der Sitzung. Wir müs-
sen uns also alle konzentrieren. Ich bitte, dass uns 
zunächst jeder von Ihnen, den Sachverständigen, 
den Kern seiner Botschaft übermittelt. Anschließend 
werden wir durch Fragen und Beiträge der Kollegin-
nen und Kollegen in Detaildiskussionen einsteigen.

Wir befassen uns im PAG mit nichts Geringerem als 
dem Kern des Polizeirechts, der Kernbefugnisnorm, 
dem Befugnisgesetz, das der Polizei zur Verfügung 
steht, um im präventiven, im gewalt- und im gefah-
rabwehrenden Bereich tätig zu sein. In diesem Ge-
setz geht es um dreierlei, nämlich zum einen darum, 
datenschutzrechtliche Dinge einzuarbeiten, Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts einzu-
arbeiten und Befugnisse angesichts neuer Bedro-
hungssituationen, Bedrohungslagen – Stichwort: 
Terror – und angesichts technischer Möglichkeiten, 
die nutzbar gemacht können bzw. sollen, zu moder-
nisieren und fortzuschreiben. Das ist der Kern der 
Modernisierung, der Weiterentwicklung. Er ist natür-
lich und logischerweise politisch umstritten. Genau 
um die Frage der Verfassungsmäßigkeit dieser 

Dinge geht es uns heute. Danke, dass Sie uns dafür 
zur Verfügung stehen.

Ich schlage vor, dass wir in folgender Reihenfolge 
vorgehen: Zunächst Prof. Möstl, dann Herr Dr. Löf-
felmann, Prof. Lindner, Prof. Graulich, Prof. Petri, 
dann der Rechtsanwalt Wächtler und Prof. Schwarz. 
– Ich begrüße natürlich auch den Kollegen Schind-
ler; wir führen die Anhörung gemeinsam durch.

Vorsitzender Franz Schindler (SPD): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, lieber Herr Kollege 
Dr. Herrmann! Heute gibt es andernorts auch noch 
wichtige Entscheidungen zu treffen. Deswegen ist 
unsere Zeit beschränkt. Ich weiß nicht, ob es mög-
lich sein wird, dieses wuchtige Gesetzesvorhaben 
an all den Details zu diskutieren, wie es eigentlich 
erforderlich wäre. Ich hoffe es zumindest. Es geht 
nach meiner Einschätzung um nichts weniger als 
darum, die Sicherheitsarchitektur in Bayern vielleicht 
sogar vorbildhaft für andere Bundesländer in einer 
Weise zu verändern, die von Bedeutung ist und weit 
über das hinausgeht, was wir bislang in der Bundes-
republik Deutschland an Sicherheitsarchitektur hat-
ten.

Die heutige Anhörung führen die Ausschüsse für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
und für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
gemeinsam durch. Schon dadurch wollen wir zum 
Ausdruck bringen, dass es nicht nur um polizeirecht-
liche Notwendigkeiten geht, sondern dass der Blick 
immer auch auf verfassungsrechtliche Implikationen 
gerichtet werden muss. Deswegen sage ich den 
Sachverständigen für den Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen ganz herzlichen 
Dank für ihr Kommen, aber auch dafür, dass sie 
schon vorweg schriftlich Stellung genommen haben.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Gut, 
vielen Dank. – Dann können wir beginnen. Bitte, 
Herr Prof. Möstl.

SV Prof. Dr. Markus Möstl (Universität Bayreuth): 
Herr Vorsitzender, vielen Dank. Der Gesetzentwurf 
verfolgt, wie Sie ja schon gesagt haben, zwei Ziele: 
Zum einen geht es um Umsetzungsnotwendigkeiten 
– Bundesverfassungsgericht und JI-Richtlinie –, zum 
anderen um die Ergänzung polizeilicher Befugnisse.

Ich spreche zunächst zur Umsetzung von Vorgaben. 
Hier ist meines Erachtens offensichtlich, dass der 
Gesetzentwurf von dem Bemühen geprägt ist, die 
vielen Vorgaben Punkt für Punkt getreulich umzuset-
zen. Ich habe auch den Eindruck, dass diese Anfor-
derung gut erfüllt ist. Das ist in Ordnung.
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Wenn man ein Problem beschreiben möchte, liegt 
es eher auf einer anderen Ebene, nämlich der, dass 
der Gesetzentwurf vor Augen führt, wie dicht diese 
Vorgaben inzwischen sind. Das Bundesverfassungs-
gericht ist zum Teil meines Erachtens auch zu Recht 
dafür kritisiert worden, mit welcher Detailschärfe es 
im Polizeibereich dem Gesetzgeber Vorgaben 
macht. Das führt insgesamt dazu – das wird im Ge-
setzentwurf sehr deutlich –, dass das Recht des po-
lizeilichen Datenschutzes einen Komplexitätsgrad 
erreicht hat, dass es selbst für einen Spezialisten 
nur noch schwer zu überschauen ist. Solches Recht 
kann natürlich auch die Praxis nur bedingt gut steu-
ern. Ich habe seit Längerem die Befürchtung, dass 
das Bundesverfassungsgericht den Gesetzgeber in 
eine regelungstechnische Sackgasse treibt. Das ist 
meines Erachtens auch hier deutlich.

Das Problem ist, dass jetzt auch noch die Vorgaben 
des Europarechts dazu kommen und umgesetzt 
werden müssen, die JI-Richtlinie. Hier müssen wir 
feststellen, dass das Datenschutzkonzept dieser 
Richtlinie wiederum ein ganz anderes ist als das, 
das uns das Bundesverfassungsgericht vorgibt. Vom 
Verfassungsgericht aus gesehen ist eigentlich der 
dogmatische Kern die normenklare Fassung der vie-
len verschiedenen Eingriffsbefugnisse, Datenerhe-
bungsbefugnisse mit jeweils unterschiedlichen, diffe-
renziert auszugestaltenden Schwellen. Dann 
kommen solche Doktrinen dazu wie der Kernbe-
reichsschutz. Das alles spielt im Europarecht keine 
große Rolle, sondern da haben wir nur ganz vage 
Vorgaben, was diese Punkte betrifft. Stattdessen 
haben wir andere, eher prozedurale, eher strukturel-
le, eher an der Qualität der Daten orientierte Vorga-
ben.

Nun steht der Gesetzgeber vor der Aufgabe, beides 
zusammenzubringen. Er kann es nur so machen, 
dass er die Dinge kumulativ normiert, was allerdings 
das regelungstechnische Korsett noch enger macht. 
Das alles ist nicht Schuld der Entwurfsverfasser 
oder des Gesetzgebers; das ist eine Feststellung, 
dass wir in einem Zustand angelangt sind, in dem 
die Vorgaben so dicht geworden sind, dass es sehr 
schwierig ist, ein gut lesbares Gesetz vorzulegen. 
Die Umsetzungstechnik ist also meines Erachtens 
einwandfrei. Dennoch – sozusagen aus wissen-
schaftlicher, aber vielleicht auch aus praktischer 
Sicht – würde man sich im Polizeirecht manchmal 
nach dem vielen Hin und Her zwischen Bundesver-
fassungsgericht und Gesetzgeber eine Art Befrei-
ungsschlag wünschen, einen Neustart, die Überle-
gung, das Datenschutzrecht mal übersichtlicher neu 
zu konzipieren. Vielleicht ist die Diskussion um den 
Musterentwurf eines Polizeigesetzes eine Gelegen-
heit, das noch einmal zu bedenken. Da wird der 

bayerische Entwurf als Vorbild sicher eine große 
Rolle spielen, wie schon gesagt wurde.

Der andere Punkt betrifft die Ergänzung der polizeili-
chen Befugnisse. Hier ist es meines Erachtens ein 
Gebot des staatlichen Sicherheitsauftrags, auch des 
Art. 99 der Bayerischen Verfassung, dass die Befug-
nisse der Polizei mit den technischen Möglichkeiten 
und den einsatztaktischen Erkenntnissen Schritt hal-
ten. Ich kann keine grundsätzlich problematische 
Tendenz darin erkennen, dass der Befugniskatalog 
um neue Befugnisse ausgeweitet wird. Natürlich be-
tritt man auch dabei zum Teil Neuland. Es ist dann 
Aufgabe des Gesetzgebers, zu überlegen, was das 
Bundesverfassungsgericht wohl für eine solche neu-
artige Befugnis verlangen würde. Ich bin aber der 
Meinung, dass hier durchwegs verfassungsrechtlich 
gut vertretbare Lösungen gefunden worden sind. 
Man weiß natürlich nie genau, wie das Bundesver-
fassungsgericht entscheiden würde. Aber ich halte 
die Ausgestaltung der Befugnisse für mindestens 
sehr gut verfassungsrechtlich vertretbar.

Ich kann in dem Gesetzentwurf, obwohl das immer 
wieder gesagt wird, keine bedenkliche Tendenz 
einer Vorverlagerung von Eingriffsbefugnissen er-
kennen, insbesondere soweit jetzt verstärkt auf die 
Schwelle der drohenden Gefahr abgestellt wird. Das 
ist ja nun genau die Schwelle, die das Bundesver-
fassungsgericht für solche schwerwiegenden Daten-
erhebungseingriffe formuliert hat. Es hat diese 
Schwelle wohl auch so formuliert als Reaktion da-
rauf ist, dass es selbst den Begriff der konkreten Ge-
fahr noch viel enger gefasst hat, als man es früher 
getan hätte. Jetzt muss man sozusagen nachsteu-
ern und eine moderate Vorfeld-Befugnis eröffnen. 
Darin kann ich nicht insgesamt eine bedenkliche 
Tendenz der Vorverlagerung erkennen. Das ist keine 
sehr weite Vorverlagerung. Und man kann auch 
nicht oft genug betonen, dass Gefahrermittlung 
denknotwendig im Gefahrenvorfeld ansetzen muss – 
das ist nichts an sich Bedenkliches. Man muss die 
Schwellen halt nur adäquat ausgestalten; aber die 
Schwellen folgen ja genau dem, was das Bundes-
verfassungsgericht vorgegeben hat.

Ich kann durch die Kumulation der neuen Befugnis-
se auch nicht einen irgendwie bedenklichen Schritt 
in Richtung Überwachungsstaat erkennen. Ich habe 
insgesamt den Eindruck, dass das Besorgnispoten-
zial, das die Fachdiskussion kennzeichnet, eigent-
lich in keinem vernünftigem Verhältnis mehr zum 
Empfinden der Bevölkerung steht, das die Polizei 
doch in erster Linie doch als Schützer ihrer Rechte 
ansieht und nicht als Bedrohung ihrer Rechte. Si-
cherlich wird man im Zeitalter der Digitalisierung 
achtgeben müssen, dass der Mensch datenmäßig 
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nicht total erfasst wird. Aber auch nach diesem Ge-
setzentwurf glaube ich nicht, dass diese Gefahr ge-
rade von der Polizei ausgeht. – Vielen Dank.

SV RiLG Dr. Markus Löffelmann (Landgericht 
München I): Sehr geehrte Damen und Herren Vorsit-
zende, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordne-
te! Ich habe in meinen schriftlichen Stellungnahmen 
zu allen Artikeln des PAG-Entwurfs detailliert Stel-
lung genommen, möchte darauf verweisen und mich 
im Übrigen entsprechend der Bitte des Herrn Vorsit-
zenden in meinem Eingangsstatement auf einige 
übergeordnete, übergreifende Botschaften be-
schränken.

Erstens, Anerkennung: Ich kann dem Unternehmen 
einer Novellierung des Bayerischen Polizeiaufga-
bengesetzes eine grundsätzliche Anerkennung nicht 
versagen. Das ist ein sehr großes, umfangreiches 
Unternehmen. Soweit die Umsetzung europarechtli-
cher und verfassungsgerichtlicher Vorgaben zum 
Datenschutz betroffen ist, ist dies meines Erachtens 
auch in durchaus sachgerechter Weise erfolgt. Ich 
sehe auch noch andere aus Praxissicht zu begrü-
ßende Änderungen; hervorheben möchte ich hier 
die Regelung der Postbeschlagnahme. Das über-
zeugt mich, soweit diese nicht schon an die Schwel-
le einer drohenden Gefahr geknüpft ist; außerdem 
die Ausweitung der molekulargenetischen Analyse 
von aufgefundenem DNA-Material und der Einsatz 
von Body-Cams.

Zweitens, Komplexität: Den Ausführungen meines 
Vorredners möchte ich ausdrücklich beitreten bezüg-
lich seiner Kritik an der mit der Umsetzung daten-
schutzrechtlicher Vorgaben einhergehenden, über-
bordenden Zunahme der Komplexität des Gesetzes. 
Ich bin als Praktiker ein großer Freund der Redukti-
on von Komplexität. Ich kann allerdings nicht seine 
Auffassung teilen, dass die Verantwortung hierfür al-
lein bei der Gesetzgebung auf EU-Ebene und beim 
Bundesverfassungsgericht liegt. Es gibt keinen ver-
fassungsrechtlichen oder sonstigen Zwang, verfas-
sungs- und europarechtliche Spielräume stets bis an 
die Grenze des Zulässigen auszureizen, gelegent-
lich auch zu überreizen und dadurch verfassungsge-
richtliche Korrekturen geradezu zu provozieren – 
Korrekturen, die naturgemäß immer im Detail liegen. 
Dem bayerischen Gesetzgeber wäre es völlig unbe-
nommen, durch verfassungsrechtlich zurückhalten-
dere Entscheidungen einheitliche Eingriffsschwellen 
und Schutzbereiche zu schaffen und dadurch die 
Komplexität des Gesetzes beträchtlich zu reduzie-
ren. Weniger ist manchmal mehr, meine Damen und 
Herren! Dieser Befund betrifft nicht nur das Polizei-

recht, sondern in gleicher Weise auch die anderen 
Bereiche des Sicherheitsrechts.

Drittens, rechtstatsächliche Grundlagen: Verfas-
sungsrecht ist in seinem Kern Ausgleich einander 
widerstreitender Interessen. So einen Ausgleich zu 
schaffen, stellt einen kreativen Akt dar, für den in 
erster Linie der Gesetzgeber die Verantwortung 
trägt. Dass er einen weiten Gestaltungsspielraum 
hat, bedeutet freilich nicht, dass er bei seinen Ent-
scheidungen völlig frei wäre. Hier kommt der Ge-
sichtspunkt der Empirie ins Spiel. Verhältnismäßig-
keit setzt denknotwendig eine Bewertung und 
Gewichtung des öffentlichen Interesses an Grund-
rechtsbeschränkungen voraus. Und dieses Interesse 
muss auch einen Anhalt im Tatsächlichen haben. 
Auf eine Begründung und Erläuterung des öffentli-
chen Interesses und seines Gewichts verzichtet die-
ser Gesetzentwurf aber weitgehend. Und das ist 
vielleicht seine größte Schwäche.

Auf dieser Grundlage, meine Damen und Herren, 
kann man meines Erachtens keine seriöse Bewer-
tung hoheitlicher Maßnahmen vornehmen, weder als 
Gesetzgeber noch als Sachverständiger.

Viertens, Verhältnismäßigkeit: Der PAG-Entwurf wei-
tet die Eingriffsschwelle der drohenden Gefahr auf 
beinahe sämtlichen polizeilichen Befugnisse aus. Ich 
möchte hier meine Kritik an der defizitären Be-
stimmtheit dieses neuen Gefahrenbegriffs, die ich im 
vergangenen Jahr angebracht habe, nicht wiederho-
len. Wichtig ist aber, zu sehen, dass das Bundesver-
fassungsgericht mit den der Schaffung dieses Be-
griffs zugrunde liegenden Formulierungen den 
Bereich des Gefahrenvorfelds behutsam für be-
stimmte polizeiliche Maßnahmen zum Zwecke der 
Abwehr terroristischer Gefahren geöffnet hat. Über 
diesen Zuschnitt ging schon die Gesetzänderung 
vom vergangenen Jahr und geht erst recht der ge-
genständliche Entwurf nicht nur maßvoll, sondern so 
beträchtlich hinaus, dass man meines Erachtens 
von einem gewaltsamen Paradigmenwandel im 
bayerischen Polizeirecht sprechen muss. Ehrlich ge-
sagt, hatte ich eine solche beabsichtigte Ballung ein-
griffsintensiver Befugnisse bei einer Sicherheitsbe-
hörde bislang nicht für möglich gehalten. Wenn die 
Rede des Bundesverfassungsgerichts von einer zu 
beachtenden Überwachungsgesamtbilanz einen 
realen Anwendungsbereich haben soll, dann hier.

Fünftens, Komplementarität: Nachrichtendienste, 
Polizei und Strafverfolgungsbehörden bilden die drei 
zentralen Säulen der deutschen Sicherheitsarchitek-
tur – oder wie mein geschätzter Kollege Professor 
Graulich es einmal prägnant ausgedrückt hat: Sie 
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erfüllen als Wachturm, Schild und Schwert unter-
schiedliche, aber auf dasselbe Ziel hin angelegte 
Aufgaben. Mit anderen Worten: Alle drei Bereiche 
wirken idealerweise komplementär zusammen. Dem 
informationellen Trennungsgebot, das das Bundes-
verfassungsgericht im Antiterrordateigesetz-Urteil 
entwickelt hat, korrespondiert daher ein Kooperati-
onsgebot. Mit dieser Idee eines komplementären 
Zusammenwirkens hat der PAG-Entwurf, der der 
Polizei ausgedehnte Befugnisse im Gefahrenvorfeld 
überantwortet, nichts zu tun. Der PAG-Entwurf und 
der Entwurf zur Änderung des Bayerischen Verfas-
sungsschutzgesetzes sind in diesem Punkt meines 
Erachtens sogar widersprüchlich.

Schließlich kommen wir zum letzten Punkt, der 
Übertragbarkeit: Die Ausführungen des Bundesver-
fassungsgerichts im BKAG-Urteil zum Grundsatz der 
Datenneuerhebung beanspruchen, eine Konsolidie-
rung der bisherigen Rechtsprechung zu sein. Sie be-
anspruchen damit auch eine Übertragbarkeit auf an-
dere Bereiche des Sicherheitsrechts einschließlich 
des Rechts der Nachrichtendienste. In meinen 
Augen ist dieser verallgemeinernde Anspruch nicht 
überzeugend; denn aus dem unterschiedlichen Auf-
gabenzuschnitt der verschiedenen Behörden folgen 
meines Erachtens denknotwendig verschiedene An-
forderungen an die Datenverwendung. Schlüssiger 
wäre es meines Erachtens, sich am spezifischen 
Gewicht der Datenverwendung und der dadurch ver-
folgten öffentlichen Interessen zu orientieren. Der 
Gesetzgeber sollte daher die im BKAG-Urteil eröff-
nete Möglichkeit des Abweichens von einer schema-
tischen Anwendung dieses Prinzips nutzen. – Ich 
bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

SV Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität 
Augsburg): Sehr geehrte Damen und Herren Vorsit-
zende, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordne-
te! Ich habe eine Vorbemerkung und drei kurze 
Hauptanmerkungen.

Die Vorbemerkung lautet wie folgt: Ich beschäftige 
mich seit etwa dreißig Jahren wissenschaftlich mit 
dem Polizeirecht in verschiedensten Modalitäten. Ich 
muss sagen: Ich hab sehr, sehr lange gebraucht, bis 
ich diesen Gesetzentwurf durchdrungen habe. Nun 
ist Polizeirecht ja auch effektives und schnelles Han-
deln unter Zeitdruck vor Ort. Ich bitte, nur mal zu 
überlegen, wie und ob es Polizeibeamten tatsächlich 
möglich ist, dieses komplexe Regelungsgebilde in 
der polizeipraktischen Stresssituation zu handha-
ben. Das ist nicht so sehr eine wissenschaftliche wie 
eine praktische Anmerkung.

Meine drei Hauptpunkte: Erstens ist es aus meiner 
Sicht gelungen, die Richtlinie umzusetzen. Ich habe 

die wesentlichen Artikel der Richtlinie daraufhin ab-
geklopft, ob und wie sie umgesetzt worden sind. Es 
gibt meines Erachtens hier nichts zu beanstanden. 
Man hätte natürlich immer noch etwas mehr draufle-
gen können, übererfüllen können. Das hätte aber 
die Komplexitätsschraube nur noch weiter angezo-
gen, sodass ich nicht der Meinung bin, dass man 
hier noch nachlegen müsste.

Zweitens, der schwierigere Punkt: Anpassung an die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
Hier erlaube ich mir doch eine kritische Anmerkung 
insofern, als es das Bundesverfassungsgericht of-
fensichtlich geschafft hat, dass der Gesetzgeber 
nicht mehr nach seinem politischen Gestaltungs-
spielraum, seinen politischen Präferenzen handelt, 
sondern das, was der Erste Senat, genauer genom-
men: der Berichterstatter des Ersten Senats, in mehr 
oder weniger freier Rechtschöpfung aus dem Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip in einer Detailgenauigkeit 
ableitet, dass man als Wissenschaftler nur den Kopf 
schüttelt. Kollegen haben hier auch hier zu Recht, 
vielleicht etwas überspitzt vom rechtsdogmatischen 
Overkill gesprochen. Also, es wäre schön, wenn der 
Gesetzgeber – der bayerische wäre dafür ja prädes-
tiniert – hier doch mal versucht, dem etwas entge-
genzusetzen und das Gebot der Normenklarheit, 
das das Bundesverfassungsgericht aufgestellt hat 
und das ja paradoxerweise in der Umsetzung dann 
dazu führt, dass es viel weniger klar ist als vorher, 
umzusetzen und doch zu überlegen, ob man im Be-
reich des polizeilichen Datenschutzes, des Kernbe-
reichsschutzes, nicht doch stärker auf Generalklau-
seln umstellt. Das Polizeirecht ist immer eine 
Domäne der Generalklausel gewesen. Man hat das 
Prinzip der Generalklausel im Verwaltungsrecht 
immer – oder oft – anhand des Polizeirechts erläu-
tert. Davon findet sich nichts mehr. Stattdessen wird 
in einer Weise ausdifferenziert und auseinanderge-
fieselt, dass man das in der Schnelle nicht mehr 
wirklich durchdringen kann. Mein Appell ist also, ob 
sich der Gesetzgeber nicht etwas mehr gegenüber 
dem Bundesverfassungsgericht traut; denn die 
Rechtsprechung des Ersten Senats des Bundesver-
fassungsgerichts ist keineswegs unumstritten, und 
es ist keineswegs gesagt, dass das Bundesverfas-
sungsgericht diese Komplexitätsschraube, die es 
selber angezogen hat, immer weiter anziehen wird.

Bei meiner dritten und letzten inhaltlichen Bemer-
kung kann ich mich an den Kollegen Möstl anschlie-
ßen. Die neuen Befugnisse, die der Gesetzgeber 
geregelt hat, gehen zugegebenermaßen ziemlich 
weit; das muss man sagen. Sie sind tiefgreifende 
Eingriffsbefugnisse, die allerdings Antworten auf 
eine veränderte Bedrohungslage geben sollen. Im 
Grunde muss es dem Gesetzgeber erlaubt sein, auf 
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Augenhöhe mit denjenigen zu treten, die für die Be-
drohungslage verantwortlich sind. Die neuen Befug-
nisse sind in vielfältiger Weise verfahrensrechtlich 
abgesichert, sie sind gerichtlich, verwaltungsgericht-
lich kontrollierbar, stehen in weiten Teilen unter Rich-
tervorbehalt und Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, so-
dass ich verfassungsrechtlich nicht zu dem Urteil 
käme, das sei verfassungswidrig.

Letzter Punkt. Der Begriff Überwachungsgesamtbi-
lanz ist in der Tat vom Bundesverfassungsgericht er-
funden worden. Er wird in der politischen Diskussion 
vorgebracht. Ich frage mich, was er eigentlich be-
deuten soll: Ist das die Gesamtbilanz der Überwa-
chung einer einzelnen Person, einer Personengrup-
pe, ist es nur das Aneinanderreihen von 
Befugnisnormen: "Oh, jetzt darf die Polizei aber viel 
– das ist zu viel". Was bedeutet der Begriff der Über-
wachungsgesamtbilanz also? – Das ist in der 
Rechtswissenschaft und verfassungsrechtlich kei-
neswegs klar, so dass sie meines Erachtens für 
diese Diskussion auch keinen brauchbaren Begriff 
darstellt. – Vielen Dank.

SV Prof. Dr. Kurt Graulich (Humboldt-Universität 
zu Berlin): Drei Bemerkungen. – Die erste Bemer-
kung enthält sozusagen Kulturkritik. Wir leben alle in 
der Zeit von Bob Dylan "The Times, they are chan-
ging". Das gilt für alle Beteiligten. Die Kommunika-
tion hat sich in einem immer stärker werdenden 
Maße in diskrete Räume zurückgezogen. Das, was 
wir heute so pauschal als soziale Netzwerke be-
zeichnen, oder auch allein das Quantum an Tele-
kommunikation, das heute stattfindet, bedeutet 
einen Rückzug aus der Öffentlichkeit in eine neu zu 
definierende Öffentlichkeit. Das sind nicht nur 
Räume des Genusses, sondern auch Räume der 
Gefahren. Es ist völlig klar, dass eine Staatsregie-
rung, dass Sicherheitsbehörden versuchen müssen, 
sich dazu zu verhalten, und dann stehen sie vor 
dem Problem, dass sie in diskrete Räume eindrin-
gen müssen, in Räume, die des Schutzes bedürfen. 
Das löst ganze Kettenreaktionen von schwierigen 
Rechtsfragen aus. Derzeit sind die Gerichte und die 
Gesetzgeber in den verschiedenen Körperschaften, 
diese abzuarbeiten. Ich glaube, wir alle miteinander 
sollten hier etwas vorsichtig mit der Bewertung um-
gehen, weil das Terrain aus den genannten Gründen 
schwierig ist. Ich habe aber mit dem Bob-Dylan-Zitat 
begonnen, weil die größte Schwierigkeit bereits 
1882 mit der Berlin-Kreuzberg-Entscheidung des 
Preußischen OVG ausgelöst worden ist: Damals 
wurde ja sozusagen die differenzierte Verwaltung 
geschaffen und der bis dahin bestehenden, über-
mächtigen Polizeiverwaltung der ganze Zivilsektor 
aus der Hand genommen. Die sind damit auch klar-

gekommen, und wir werden damit auch klarkom-
men.

Zweite Bemerkung: Ich habe die einzelnen Punkte 
dieses Gesetzentwurf unterteilt in solche, denen ich 
eher zustimme, und solche, denen ich eher nicht zu-
stimme. Ich nenne erst mal diejenigen, denen ich 
erst mal zustimme: Die Regelung über die Postbe-
schlagnahme überrascht zwar etwas, weil sie einem 
sozusagen etwas atavistisch vorkommt. Aber der 
Bundesgesetzgeber hat sich zuvor auch schon für 
diese Regelung entschlossen; wir haben sie in der 
Strafprozessordnung. Ich glaube, da ist nichts einzu-
wenden. – Positiv sehe ich die Regelung der Melde-
anordnung oder der Meldeauflage. Mein alter Senat 
in Leipzig hat es noch für möglich gehalten, das auf 
die Generalermächtigung zu stützen. Das habe ich 
persönlich immer für etwas grenzwertig gehalten; in-
sofern begrüße ich, daraus eine Standardermächti-
gung zu machen. Die Body-Cam-Regelung ist schon 
genau so eine Regelung auf der Kante. Mein Kolle-
ge Ruthig hat gerade einen Aufsatz geschrieben, in 
dem er sich zu der Bundesregelung positiv verhalten 
hat. Das ist eine Position, die man ohne Weiteres 
vertreten kann. Ich weise aber auf Folgendes hin: 
Mein alter Senat hatte sich mit einer Fotoaufnahme 
von mehreren Polizeibeamten durch zwei Fotojour-
nalisten zu beschäftigen, die sich dagegen mit per-
sönlichkeitsrechtlichen Einwänden verwahrt haben. 
Wir haben das immerhin für eine mögliche Beru-
fungsstation gehalten. Sie lösen mit der Body-Cam-
Regelung Folgendes aus: Ein Polizeibeamter, der 
mit einer Body Cam wird auf einen mit einem Handy 
ausgestatteten Menschen treffen, der eine Gegen-
aufnahme macht. Dann sind Sie in der Situation von 
Angriff und Verteidigung. Das wird eine höchst 
schwierige Folgereaktion auslösen. Ich gebe also zu 
bedenken, dass hier ein Problem gelöst und gleich-
zeitig eine Vielzahl neu geschaffen wird.

Bei einer dritten Gruppe von Vorschriften habe ich 
eher Bedenken; ich versuche, es schnell zu ma-
chen. Die Durchsuchung von Speichermedien, die 
neben solchen liegen, die durch einen Beschlagnah-
mebeschluss gesichert sind: Ich halte alle diese Re-
gelungen für zumindest unklar. Handelt es sich 
dabei um Medien, die erst unter Zuhilfenahme von 
Telekommunikation zugänglich sind, also wie das, 
was wir heute Cloud nennen? – Dafür brauchen Sie 
zumindest eine weitere Ermächtigungsgrundlage 
und einen weiteren richterlichen Beschluss – oder 
die Norm ist unklar gefasst.

Die molekulargenetische Untersuchung ist der zwei-
te Punkt unter den problematischen Vorschriften. Da 
öffnen Sie eine Pandorabüchse der Unklarheiten 
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und – ich vermute oder befürchte – auch der Diskri-
minierung, wenn Sie diese Regelung anwenden. Ich 
hatte mir einen bösen Spruch aufgeschrieben, den 
ich zu Papier bringen wollte: Sie schaffen eine Art 
polizeirechtlicher Warnvermutung. Das heißt: Es 
wird vermutet, dass irgendwelches molekulargeneti-
sches Material, das herumliegt, mit Gefahrenabwehr 
zu tun haben könnte. Das wird dann nach wiederum 
höchst unsicheren Parametern untersucht, und da-
raus werden wiederum weitergehende unsichere 
Schlussfolgerungen gezogen. Die bewegen sich 
dann alle in den bekannten Räumen von Ge-
schlecht, Rasse, Hautfarbe, geografischer Herkunft 
und so weiter. – Ich rate dringend davon ab, diesen 
Weg weiterzugehen. Sie werden sich völlig verhed-
dern.

Bildaufnahmen sind der dritte Punkt. Sie sind für 
sich genommen zweckmäßig, weil sie helfen, den 
Personaleinsatz der Polizei zu begrenzen. Vom Auf-
schlag her habe ich dagegen also keinen Einwand; 
es geht nur um die Frage der Speicherung. Handelt 
es sich also wirklich nur um Snapshots, die sofort, 
nachdem sie unternommen wurden, auch wieder ge-
löscht werden oder wird da was gespeichert? – Da-
rüber wäre zu reden.

Die Frage der intelligenten Videoüberwachung hat 
damit zu tun, wie sie sie hintergründig verknüpfen. 
Für sich genommen ist es wieder eine Schonung 
von Personalressourcen; wenn Sie das allerdings 
hintergründig verknüpfen und speichern, erreichen 
Sie eine völlig neue Dimension, die zur Totalüberwa-
chung führen kann. Ich verwehre es mir, Ihnen 
gleich diese Polemik umzuhängen; denn das muss 
nicht dazu führen. Aber man muss jedenfalls äu-
ßerst vorsichtig sein.

Mein letzter Punkt: Am meisten entsetzt hat mich zu-
gegebenermaßen die Regelung zu den Sprengmit-
teln. Das hat mein Kollege Ruthig schon in der Kom-
mentierung zum Bundesgesetz zum unmittelbaren 
Zwang kritisiert. Sprengmittel haben mit gefahrenab-
wehrenden Polizeieinsätzen überhaupt nichts zu 
tun. Sie sind Kriegswaffen; da mögen sie ihren Platz 
haben. Aber in zivilen Polizeieinsätzen haben sie 
überhaupt keinen Platz. Den Breitscheidplatz als 
Referenz für einen terroristischen Angriff zu neh-
men, geht völlig daneben. Also, wenn man tatsäch-
lich eine Ahnung gehabt hätte, dass so ein Anschlag 
ansteht, hätte man den bestimmt nicht mithilfe eines 
Maschinengewehrs oder einer Handgranate abge-
wehrt. Da hätte es viel effizientere Mittel gegeben 
ohne Sprengmittel. Ich würde Ihnen empfehlen, da-
rauf zu verzichten. Bayern wird sich anders seiner 

Haut erwehren können als mithilfe von Handgrana-
ten und Maschinengewehren. – Vielen Dank.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Sehr geehrte 
Herren Vorsitzende, sehr geehrte Stellvertretende 
Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete! Ich glaube, es war im Jahr 2008, als der 
Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts eine 
mündliche Verhandlung zur Online-Durchsuchung 
durch das Verfassungsschutzamt Nordrhein-Westfa-
len durchgeführt hat. Dabei hat der Senatsvorsitzen-
de darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber im 
Grundsatz darauf vertrauen kann, dass Vollzugsor-
gane sich an Recht und Gesetz halten, wie es Arti-
kel 20 Absatz 3 Grundgesetz vorsieht. Bevor ich zur 
Einzelausführung komme, möchte ich darauf hinwei-
sen, dass ich diese Einschätzung aufgrund meiner 
Prüferfahrung teilen kann. Natürlich macht die Poli-
zei, macht der Verfassungsschutz hin und wieder 
mal Fehler. Aber mein Eindruck ist, dass das Bemü-
hen, sich an geltendes Recht und Gesetz zu halten, 
da ist. Das möchte ich vorausschicken.

Zweitens. Ebenso unstreitig und gefestigte Recht-
sprechung ist, dass der Gesetzgeber die Polizei 
dazu befähigen muss, sich an Recht und Gesetz zu 
halten. Das Bundesverfassungsgericht stellt dazu 
Leitlinien auf, die von Verfassungs wegen geboten 
sind. Deswegen halte ich es, ehrlich gesagt, ein 
bisschen für daneben, dass wir hier zwei Rechtsleh-
rer haben, die dem Gesetzgeber empfehlen, das 
Bundesverfassungsgericht auszutesten. Das finde 
ich sehr problematisch, muss ich mal an dieser Stel-
le sagen. Wir haben eine gefestigte Rechtsprechung 
in über zwanzig Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts zu einem Thema. Wenn man da noch 
von vagen, umstrittenen Themen spricht, möchte ich 
doch mal ein Fragezeichen dagegensetzen und an 
das anknüpfen, was Herr Dr. Löffelmann und Herr 
Graulich schon ausgeführt haben.

Zu den Punkten, die ich hervorheben möchte, im 
Einzelnen: Wenn ich die Polizei befähigen will, muss 
ich zwei Dinge tun. Ich muss erstens klären, was die 
Polizei tun darf; das ist die Frage nach dem Ob. 
Zweitens muss ich für den Normanwender nachvoll-
ziehbar klären, wie sie das tut, also, welches Verfah-
ren sie zu beachten hat. Bei mehreren Vorschriften 
habe ich ganz erhebliche Zweifel, ob das gelungen 
ist.

Ich möchte die Durchsuchung elektronischer Spei-
chermedien – Artikel 22 Absatz 2 – als Beispiel vo-
ranstellen; das ist auch schon von Herrn Graulich 
angesprochen worden. Diese Vorschrift verweist auf 
die Regeln einer normalen Durchsuchung. Ich hab 
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hier mal einen Speicherstick mitgebracht, einen 
ziemlich alten USB-Stick. Er hat nur vier Gigabyte. 
Wenn Sie ausdrucken, was da alles drauf ist – er ist 
ziemlich voll, weil ich ihn dauernd benutze –, kom-
men Sie auf 24 Regalmeter ausgedrucktes Papier, 
eng beschrieben – 10 bis 12 pt. Das ist nicht ver-
gleichbar mit der Durchsuchung eines Rucksacks 
eines Sportfans, der ins Stadion geht, um festzustel-
len, ob der irgendwelche Pyrotechnik dabei hat. Die 
Eingriffsintensität ist grundlegend anders, und das 
muss man berücksichtigen. Sie gehen unter Um-
ständen in Bereiche hinein – – Dieser Stick ist natür-
lich verschlüsselt – ich bin ja beim Datenschutz. Ich 
lege da natürlich auch Privatkorrespondenz ab, 
unter Umständen auch private Notizen. Das ist kern-
bereichsrelevant.

Und nebenbei bemerkt, wenn wir schon beim 
Thema sind: Dieser Stick ist verschlüsselt. Viel Spaß 
bei der Durchsuchung. Wie ist denn das beispiels-
weise mit den Mitwirkungspflichten? Muss der Be-
troffene dulden, den Stick abgenommen zu bekom-
men, wie lange muss er das dulden, muss er 
vielleicht sogar mitwirken? Muss er der Polizei 
sagen: Bitte schön, ich mache Ihnen das Ding auf? 
– Wie lange brauchen Sie denn da, wenn Sie versu-
chen, das Ding zu knacken, Herr Schmidbauer? – In 
Berlin haben Sie sich sechs Monate lang daran die 
Zähne ausgebissen, und dann haben Sie festge-
stellt: Ah, Moment, da gibt’s einen Bußgeldtatbe-
stand, den der Berliner Beauftragte für Datenschutz 
als Bußgeldbehörde ausfüllen kann. Dann haben 
Sie kurz vor Ablauf der Frist gesagt: Ihr seid doch 
zuständig. – Nebenbei bemerkt: Wir haben es hinge-
kriegt, ein Bußgeld zu verhängen. Vielleicht ist die 
Polizei in Bayern schneller, aber dass man zur Ge-
fahrenabwehr es zeitnah hinkriegt, einen verschlüs-
selten Stick zu knacken oder in einen verschlüsse-
lten Bereich hineinzukommen – hm, im Rahmen 
einer Durchsuchung? – Überlegen Sie sich noch 
einmal, ob man da klärt, was eigentlich der Betroffe-
ne tun muss, was seine Rolle in dieser Situation ist: 
Muss er mitwirken, muss er das dulden, und unter 
welchen Voraussetzungen? – ich denke schon, dass 
man da über einen Richtervorbehalt nachdenken 
sollte. Ein Richter nimmt solche Dinge möglicherwei-
se in die Anordnung hinein. – Das wäre der erste 
Punkt.

Bei der DNA-Analyse möchte ich an das anknüpfen, 
was Herr Graulich gesagt hat. Sie regeln da ja den 
Zugriff auf sprechende DNA-Sequenzen. Da wäre 
meine erste Frage: Wie ist es denn da eigentlich mit 
kernbereichsrelevanten Daten? Können Sie aus-
schließen, dass Sie, wenn Sie diese Analyse ma-
chen, den Zugriff auf kernbereichsrelevante Daten 

vermeiden? Sie sind da in einem Bereich tätig, wo 
es eine Vielzahl von Kammerentscheidungen gibt, 
die sich mit nicht kodierenden Sequenzen befassen. 
Nicht kodierende Sequenzen hat das Bundesverfas-
sungsgericht gehalten, weil es einen gesetzlich vor-
gesehenen Richtervorbehalt gibt, weil das eine oder 
andere eben auch mit Einwilligung der betroffenen 
Personen läuft, wo es Verfahrensregeln gibt. Da ist 
darauf hingewiesen: Ihr müsst die Freiwilligkeit einer 
solchen Entscheidung sicherstellen. Das sehe ich 
hier nicht in hinreichender Form. Wenn Sie über-
haupt an einer solchen Regelung festhalten, dann 
müssen Sie viel, viel deutlicher und klarer regeln, 
wie Sie ausschließen wollen, dass der Kernbereich 
nicht betroffen wird. Es ist dann immer noch eine 
Vollzugsfrage, ob man das umsetzen kann. Aber Sie 
können nicht in die sprechende DNA hineingehen. 
Das ist verfassungsrechtlich hoch problematisch.

Body Cams sind der nächste Punkt, der Einsatz von 
Body Cams in Wohnungen, Artikel 3 Absatz 4 
Satz 2. – Herr Möstl, Sie haben vorhin die Recht-
sprechung als überbordend kritisiert. Ich möchte 
demgegenüber darauf hinweisen, dass Artikel 
13 Absatz 4 die technische Überwachung in Woh-
nungen ausdrücklich regelt. Dazu braucht es gar 
keine Rechtsprechung. Da steht nichts von heimlich. 
Da steht nichts von heimlich! – Das bedeutet, dass 
wir grundsätzlich einen Richtervorbehalt brauchen; 
denn Sie sagen: Okay, das geht typischerweise 
nicht. Wenn ich die Polizei losschicke, weil eine Prü-
gelei ansteht – das ist ein typischer Anwendungsfall, 
nehme ich mal an –, weil das Geschirr fliegt oder 
Geschrei ist und möglicherweise schon Schmer-
zensschreie zu hören sind, dann hat die Polizei 
keine Zeit dafür. Das sehe ich ein. Aber wenigstens 
im Nachgang muss man das noch einmal überprü-
fen. Alles andere steht in Widerspruch zu Artikel 13 
Absatz 4. Da kommt man nicht zur Subsidiaritäts-
klausel. Ich sehe auch überhaupt keine Notwendig-
keit, von der richterlichen Kontrolle abzusehen; denn 
die Effektivität der Maßnahme wird in diesem Fall 
überhaupt nicht gefährdet. Sie dürfen typisieren und 
sagen: Das sind typische Situationen, da ist Gefahr 
im Verzug, das ist ein Eilfall. Sie können typisieren; 
aber Sie können nicht typisieren und den Richtervor-
behalt ganz weglassen. Sie müssen dann zumindest 
die richterliche Bestätigung holen. Das wäre meine 
Einschätzung. Wenn Sie das nicht tun, sitzen wir, 
fürchte ich, in zwei bis drei Jahren in Karlsruhe; 
dann können Sie versuchen, das Gesetz zu verteidi-
gen.

Die Beschränkung der parlamentarischen Kontrolle 
ist der nächste Punkt. Da komme ich zu der Anmer-
kung von Herrn Möstl, möglicherweise dem Korsett, 
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das er angesprochen hat. Das Bundesverfassungs-
gericht spricht von der Beteiligung des Parlaments 
und der Öffentlichkeit. Das spricht dafür, dass man 
die Information von Parlament und Öffentlichkeit 
nicht auf das Parlamentarische Kontrollgremium be-
schränken kann.

Die richterliche Bestätigung in Eilfällen ist der letzte 
Punkt, den ich ansprechen möchte. Auch da meine 
ich: Das ist einer der Kernbestandteile rechtsstaatli-
cher Polizeigesetze, dass man die Rechtsweggaran-
tie nicht über Gebühr beschneidet. Ich fürchte, dass 
Sie das tun, wenn Sie die richterliche Kontrolle rela-
tiv unklar entfallen lassen bei Begriffen wie wenn da 
etwas nicht mehr fortwirkt, wenn eine Maßnahme 
nur kurzzeitig durchgeführt wird oder wenn eine 
Maßnahme bereits vorher erledigt ist. Da, glaube 
ich, bewegen Sie sich ein einen verfassungsrechtli-
chen Grenzbereich.

Die Frage der Übertragbarkeit – ein Letztes, und das 
leitet schon über zum Verfassungsschutzgesetz – 
würde ich ganz ähnlich sehen wie Herr Dr. Löffel-
mann. Ich würde auch die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts zum BKA-Gesetz so lesen 
wollen, dass das Bundesverfassungsgericht solche 
Übertragungen situationsbezogen zulässt; man darf 
das also. Der Gesetzgeber hat da einen Gestal-
tungsspielraum. Sie können das tun. Ganz allge-
mein würde ich sagen, dass das BKAG-Urteil schon 
übertragbar auf den Verfassungsschutz ist. – Vielen 
Dank.

SV RA Hartmut Wächtler (Rechtsanwaltskammer, 
München): Herr Vorsitzender, meine Damen und 
Herren! Mir ist es bei dem Versuch, mich durch die-
ses Gesetz zu wühlen, so ähnlich gegangen wie 
Prof. Lindner. Es ist aus Sicht des Praktikers ein 
grauenhaftes Gesetz, kann ich nur sagen, weil man 
eine Vielzahl von Querverweisungen hat und weil es 
unglaublich unübersichtlich ist. Wie die Praktiker 
damit zurechtkommen sollen, ist mir völlig schleier-
haft.

Etwas anderes ist mir bei Prof. Möstl noch aufgefal-
len. Er hat aus Sicht der Rechtswissenschaft den 
Begriff des Empfindens der Bevölkerung eingeführt. 
Das ist ein – sagen wir mal – schillernder Begriff. Ich 
habe folgende Erfahrungen gemacht: Wenn man 
einem durchschnittlich interessierten Publikum auf-
schlüsselt und vorliest – deswegen habe ich das in 
meinem Text auch gemacht –, was die Polizei nach 
dem neuen Entwurf alles kann inklusive solcher 
Maßnahmen wie Kontenpfändung, was man übli-
cherweise nicht mit der Polizei in Verbindung bringt, 
oder das, was ich "Verbannung" genannt habe, also 
den Zwang, den Wohnsitz zu wechseln, wenn man 

also den Leuten vor Augen hält, dass es das alles 
gibt, dann kriegen die einen Schreck. Das ist keines-
wegs das Gefühl, in einem ganz sicheren, geschütz-
ten Staat zu leben, sondern die Leute sagen: Das ist 
doch nicht möglich! Sie erzählen uns da doch Ge-
schichten! – Das nur zum Empfinden der Bevölke-
rung.

Ich bin ein Anhänger dieses Begriffes der Überwa-
chungsgesamtrechnung, den das Bundesverfas-
sungsgericht eingeführt hat. Nur, wenn man sich all 
diese Maßnahmen mal im Zusammenhang vor 
Augen führt, weiß man, was hier geplant ist. Jede 
einzelne Maßnahme kann für sich genommen in 
Ordnung sein, aber wenn man sie in der Gesamt-
schau sieht, dann wird es bedenklich; denn man 
muss sich vor Augen halten: Seit 1945 hat es keine 
Polizeibehörde mehr gegeben, die solche umfassen-
den Befugnisse hat. Deswegen muss der Gesetzge-
ber mit diesen Befugnissen vorsichtig umgehen.

Meine Vorredner haben schon zu den Problematiken 
Stellung genommen – einmal zur Eingreifschwelle, 
Stichwort drohende Gefahr. Dazu will ich gar nicht 
viel sagen – außer, dass ich denke, dass die Richter 
nicht zu beneiden sind, die sich mit diesem Begriff 
und den Ausführungsbegriffen herumschlagen müs-
sen, die es da gibt: bedeutendes Rechtsgut, Sa-
chen, deren Erhalt im besonderen öffentlichen Inte-
resse liegt, Begriffen, die neu sind, für die es keine 
Präzedenzfälle gibt, wo man sich nicht auf eine ein-
gefahrene Rechtsprechung stützen kann. Das sind 
Amtsrichter, die mit allen möglichen Akten einge-
deckt sind. Die Schwelle dessen, was der Bürger er-
warten muss, ist nicht klar. Das ist ein weiterer gro-
ßer Einwand, den man gegen diesen Entwurf haben 
kann. Der Bürger weiß nicht, was ihm blüht, und die 
Amtsrichter werden zu Rechtschöpfern. Das ist die 
andere Seite, nicht. Sie müssen das ausfüllen, was 
sich der Gesetzgeber hier ausgedacht hat.

Was die Fülle der Maßnahmen betrifft, habe ich mir 
mal die Mühe gemacht, in unserer Bibliothek einen 
alten Kommentar zum PAG aus den Neunzigerjah-
ren herauszusuchen. Bei einem Vergleich sieht man, 
dass die Eingreifmöglichkeiten der Polizei sich nahe-
zu verdoppelt haben. Das ist einfach so. Der Ge-
setzgeber sollte mal rechtfertigen, warum das nötig 
ist, ob sich die Gefahrenlage wirklich so zugespitzt 
hat. Es gibt sicher einen Punkt – das wird auch vom 
Bundesverfassungsgericht im BKA-Urteil herausge-
arbeitet –, an dem sich tatsächlich materiell etwas 
verändert hat, das ist der Kampf gegen den interna-
tionalen Terrorismus. Unter diesem Zeichen steht 
das Urteil des Verfassungsgerichtshofs zum BKA-
Gesetz. Aber das PAG betrifft alle Menschen. Mein 
Vorredner Dr. Löffelmann hat ja aufgeschlüsselt: Die 
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Skala der möglichen Delikte geht es von der Körper-
verletzung, der fahrlässigen Körperverletzung über 
die Sachbeschädigung hin zur sexuell motivierten 
Belästigung, dem Grabschen. Das alles kann darun-
terfallen – das sind Allerweltsdelikte, die wirklich 
Gustav Meier auf der Straße treffen können, nicht 
nur den internationalen Terroristen. Auch das muss 
man sich vor Augen führen. Deswegen halte ich es 
nicht für richtig, umstandslos, wie versucht worden 
ist, die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zum BKA-Urteil zu übertragen.

Wichtiger wäre es, die Grundsätze zu übertragen, 
die das Bundesverfassungsgericht im 120. Band 
zum Verfassungsschutzgesetz Nordrhein-Westfalen 
aufgestellt hat. Da ist allerdings sehr wohl von kon-
kreter Gefahr die Rede, die am Anfang eines polizei-
lichen Eingriffs stehen muss. Ich will mich hier aber 
nicht weiter aufhalten, sondern noch auf einen wich-
tigen Punkt kommen, den die bisherigen Gutachter 
nicht im Blick hatten – ich auch nicht, bis ich mich 
damit beschäftigt habe. Das ist der pauschale Ver-
weis in Artikel 92 des Entwurfs auf die Anwendung 
des FamFG im Verfahren dessen, was passiert. Der 
Bürger, der betroffen ist und sich zur Wehr setzen 
will, ist den Vorschriften des FamFG ausgesetzt. Da 
ist festzuhalten: Im FamFG gibt es keinen Pflichtver-
teidiger. Das FamFG betrifft das Familienrecht, das, 
was früher freiwillige Gerichtsbarkeit war, die Be-
handlung von Hilflosen und Leuten, die wegen psy-
chischer Probleme eingewiesen werden müssen. Es 
ist meines Erachtens völlig ungeeignet für den Um-
gang mit den Dingen, mit denen wir hier zu tun 
haben. Hier geht es um die Freiheit und um Eigen-
tum der Bürger. Das heißt: Es müssen Schutzmaß-
nahmen mindestens auf dem Niveau der StPO ein-
gebaut sein, die genau mit derselben Materie 
handelt. Wenn man die erste Frage stellt, ob der 
Bürger, der eingesperrt und in Gewahrsam genom-
men wird, einen Verteidiger gestellt bekommt, lautet 
die Antwort: Nein. Das Institut der Pflichtverteidigung 
gibt es im PAG und auch im FamFG nicht. Es gibt 
die Möglichkeit, sich einen Beistand zu besorgen; 
dazu muss man Anträge stellen und rechtliche Aus-
führungen machen. Und das ist eben nicht so wie im 
Strafrecht; wir haben ja ein Recht, und das Recht er-
gibt sich aus dem Grundgesetz, dem fairen Prozess, 
dem Anspruch auf rechtliches Gehör, der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention: In dem Mo-
ment, wo ein Mensch seiner Freiheit beraubt ist, 
muss ihm ein Anwalt gestellt werden. Das ist in 
§ 140 StPO als Ausdruck dieses allgemein aner-
kannten Grundsatzes niedergelegt.

Hier kann es passieren – das Beispiel habe ich aus-
geführt –, dass jemand in Gewahrsam kommt, wie 

es vom Richter angeordnet wird. Der Richter be-
grenzt das auf drei Monate, wie es vorgesehen ist. 
Nach drei Monaten verlängert er, weil er nicht über-
zeugt ist, dass sich etwas geändert hat. Dieser 
Mensch kann prinzipiell unbegrenzt sitzen, ohne je-
mals in seinem Leben einen Rechtsanwalt gesehen 
zu haben. Wenn er die Mittel des Sich-wehren-kön-
nens nicht beherrscht, wenn er kein Geld hat – das 
Geld kann ihm ja abgenommen werden, indem sein 
Konto gepfändet wird –, wenn er keine Anträge stel-
len kann, dass ihm ein Beistand zugeordnet wird – 
das alles dauert natürlich –, ist er ohne Anwalt. Das 
ist eines Rechtsstaats – das habe ich gesagt und 
dazu stehe ich auch – unwürdig.

Aber auch das weitere Verfahren nach diesem 
FamFG ist meiner Ansicht nach ein Minus an 
Rechtsstaatlichkeit. Wenn Sie sich die Durchführung 
der Beweisaufnahme angucken, stellen Sie folgen-
des fest: Im Strafrecht gibt es ein strenges Beweis-
recht; das heißt: Sie können Beweisanträge stellen. 
Das Gericht wird ihnen in der Regel nachkommen, 
wenn sie sachdienlich sind. In diesem FamFG liegt 
das weitgehend im Ermessen des Gerichts. Das Ge-
richt kann Fehler machen – dann hätten Sie norma-
lerweise die Rechtsbeschwerde. Sie ist als Rechts-
beschwerde vorgesehen, die zum BGH gehen 
würde. Sie entspricht etwa der Revision im Strafpro-
zess. Sie ist nach dem Entwurf des PAG ausge-
schlossen. Sie haben also keine Möglichkeit, diesen 
Weg zu gehen und diese Rechtsfrage klären zu las-
sen. Das ist ein weiteres großes Problem; denn in 
dieser Beweisaufnahme hat der Betroffene die Gele-
genheit, die Gefahr, von der die Polizei ausgeht, zu 
widerlegen. Er kann Zeugen benennen, kann Sach-
beweise vorlegen. Das Gericht muss denen im 
strengen Verfahren nicht nachkommen. Das ist ein 
Minus gegenüber dem Beschuldigten im Strafrecht, 
dem eine konkrete Straftat vorgeworfen wird. Hier 
haben wir es hingegen mit jemandem zu tun, der 
verdächtig ist, etwas tun zu wollen – also präventiv. 
Und er ist sehr viel schlechter gestellt als jemand, 
der schon etwas getan haben soll. Das ist unver-
ständlich und nicht nachvollziehbar und liegt einfach 
an diesem pauschalen Verweis, über den vielleicht 
nochmal nachgedacht werden müsste.

Die Probleme gehen weiter. Das Recht der Akten-
einsicht ist keineswegs so klar geregelt wie zum Bei-
spiel in der StPO. Da gibt es Einschränkungen. Das 
Rechtsmittelverfahren: Es gibt die Beschwerde. Da 
ist im FamFG folgende Besonderheit: Das Be-
schwerdegericht ist keineswegs gehalten, zwingend 
eine Verhandlung durchzuführen. Die können 
sagen: Wir wissen schon genug; es ist alles ermittelt 
worden, wir brauchen keine mündliche Verhandlung. 
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Zudem gilt das Mündlichkeitsprinzip nicht in diesen 
Verfahren. Das hat mich völlig erschüttert, muss ich 
sagen. Ich wusste das einfach nicht; insofern bin ich 
Ihnen dankbar für diesen Gutachtensauftrag. Es 
kann also ein Wechsel der Richter während des lau-
fenden Verfahrens stattfinden. Eines der Grundprin-
zipien unseres Strafrechts ist es ja, dass das nicht 
möglich ist. Der Richter muss das Verfahren vom 
Anfang bis zum Ende verfolgt haben. Nach dem 
FamFG ist das ausdrücklich möglich.

Ich ziehe das Fazit: Abgesehen von allen sonstigen 
Bedenken, die ich habe, ist jedenfalls die Möglich-
keit des Bürgers, auf dem Rechtsweg gegen die 
Maßnahmen der Polizei vorzugehen, durch diesen 
pauschalen Verweis auf das FamFG in einem Maße 
beschränkt, die ich für rechtsstaatlich nicht mehr 
haltbar halte. – Ich danke Ihnen.

SV Prof. Dr. Kyrill-Alexander Schwarz (Julius-Ma-
ximilians-Universität Würzburg): Meine Herren Vor-
sitzenden, meine Damen Stellvertretenden Vorsit-
zenden, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Es ist natürlich etwas schwierig, an 
siebter Stelle hier vielleicht noch neue, eigene Erwä-
gungen einfließen zu lassen. Gleichwohl will ich 
mich bemühen, auf einige Aspekte hinzuweisen. – 
Zunächst möchte ich, auch wenn bayerische Staats-
rechtslehrer nicht unbedingt der Verteidigung bedür-
fen, gleichwohl noch einmal darauf hinweisen, dass 
ich die Kritik an der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgericht durchaus für berechtigt halte – und 
zwar aus zwei Gründen: Zum einen ist auch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht 
nicht etwa nur unreflektiert zu befolgen, sondern 
man darf dem Gericht in Karlsruhe durchaus die Ge-
legenheit geben, eigene Positionen, die das Gericht 
aufgebaut hat, vielleicht noch einmal kritisch zu hin-
terfragen und damit dem Gericht auch die Chance 
bieten, seine eigene Rechtsprechung, die man bis-
weilen durchaus als defizitär bezeichnen kann, wei-
ter fortzuentwickeln. – Das nur am Anfang und zur 
Begründung, weswegen ich durchaus der Auffas-
sung bin, dass man zur Rechtsprechung des Ersten 
Senats hier einiges Kritische sagen kann.

Die Lektüre dieses Gesetzes ist – da schließe ich 
mich meinen Vorrednern an – durchaus problema-
tisch. Das war nicht unbedingt eine erfreuliche 
Abendlektüre. Der Vorwurf geht aber nicht an die 
Entwurfsverfasser, sondern er zielt letzten Endes 
darauf ab, dass der Gesetzgeber hier zwischen 
Scylla und Charybdis war: Er muss auf der einen 
Seite das europäische Datenschutzrecht umsetzen, 
das konzeptionell ein völlig anderes Rechtssystem 
ist, und er muss sich mit den detaillierten – dazu ist 
hier bereits einiges gesagt worden – Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts näher aus-
einandersetzen. Wenn man sich die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts genauer vor 
Augen führt, stellt man fest – und vielleicht ist sich 
das Gericht der Tatsache gar nicht so sehr bewusst 
–, dass das Gericht hier eine bemerkenswerte Unita-
risierungstendenz in einem föderalen Gemeinwesen 
zeigt. Das Polizeirecht war eine der letzten Domä-
nen der Länder. Bei unkritischer Übernahme der 
Karlsruher Vorgaben bleibt sowohl materiell rechtlich 
wie auch nach formalen Kautelen wenig für eigenen 
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers übrig.

Gleichwohl ist die Beobachtung völlig zutreffend, 
dass der bayerische Gesetzgeber sich bemüht hat, 
den geringen politischen Gestaltungsspielraum, der 
in Ansehung dieser Vorgaben insbesondere nach 
der BKA-Gesetz-Entscheidung noch bleibt, umzu-
setzen. Man kann es vielleicht auch etwas anders 
formulieren. Herr Wächtler hat gerade darauf hinge-
wiesen, dass sich die Fülle der Standardmaßnah-
men im Vergleich zu den Neunzigerjahren eigentlich 
verdoppelt hat. Nun ist das zutreffend. Man kann na-
türlich auf der anderen Seite auch die Frage aufwer-
fen: Wollen wir denn versuchen, sämtliche spezial-
gesetzlichen Eingriffsbefugnisse nur noch unter die 
Generalklausel zu subsumieren? – Ich glaube, inso-
weit kann man sagen, dass der Gesetzgeber hier 
quasi in der Bestimmtheitsgebotsfalle, in der Nor-
menklarheitsfalle des Bundesverfassungsgerichts 
gelandet ist. Wenn er diese Vorgaben ernst nimmt, 
bleibt ihm gar nichts anderes übrig, als entspre-
chend detaillierte Einzelregelungen aufzunehmen.

Ich möchte auf einige weitere Punkte hinweisen. Sie 
haben ja auch meine schriftliche Stellungnahme vor-
liegen. Es geht jetzt gar nicht so sehr darum, jeden 
einzelnen Aspekt zu beleuchten, was auch in Anse-
hung der Zeit gar nicht möglich ist, als vielmehr sich 
auf einige wesentliche Aspekte zu beschränken. 
Zum einen möchte ich zur Frage der drohenden Ge-
fahr etwas sagen. Die drohende Gefahr ist sicherlich 
– das ist hier heute auch unstreitig deutlich gewor-
den – eine gewisse Vorverlagerung polizeirechtlicher 
Befugnisse. Dem kann man sicherlich auch durch 
eine entsprechende verfassungskonforme Interpre-
tation Rechnung tragen. Ich möchte aber vor dem 
Versuch warnen, aus den Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts zur Online-Durchsuchung 
das dort normierte Kriterium der konkreten Gefahr 
wieder zum allgemeinen Maßstab zu machen. Das 
ist schon deshalb problematisch, weil auch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in 
der Entscheidung zur Online-Durchsuchung schlicht-
weg inkonsistent ist. Gerade beim Verfassungs-
schutz das Erfordernis einer konkreten Gefahr ein-
zufordern, ist eigentlich ein Widerspruch in sich: 
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Gerade weil der Verfassungsschutz nicht erst beim 
Vorliegen einer konkreten Gefahr, sondern im Ge-
genteil deutlich weiter im Vorfeld tätig sein muss, ist 
das, was das Bundesverfassungsgericht in der Ent-
scheidung zur Online-Durchsuchung gemacht hat, 
ein durchaus tauglicher Versuch gewesen, den Ver-
fassungsschutzbehörden ein Instrument, nämlich die 
Online-Durchsuchung, aus der Hand zu nehmen, 
wenn man sie an das Merkmal der konkreten Gefahr 
knüpft. Gerade der Verfassungsschutz zeichnet sich 
durch Vorfeldmaßnahmen aus, bei denen es regel-
mäßig noch keine konkrete Gefahr gibt.

Der zweite Punkt sind die Eingriffsbefugnisse. Die 
Eingriffsbefugnisse, die jetzt im Gesetz geregelt 
sind, sind nicht etwa Selbstzweck des bayerischen 
Gesetzgebers, sondern eine Reaktion auf veränder-
te Bedrohungslagen. Sie sind auch nicht anlassun-
abhängig. Ich glaube, es bedürfte einiger auch juris-
tischer Argumentationskunst zu sagen, dass die 
drohende Gefahr letzten Endes schon gar keine Ge-
fahr mehr ist, sondern eine allgemeine Eingriffsbe-
fugnis der Polizei darstellen würde. Es gibt also 
immer noch einen Anlass, und das ist eine drohende 
Gefahr. Erst dann kann die Polizei überhaupt erst 
auf bestimmte Eingriffsbefugnisse zugreifen. Damit 
trägt der Gesetzgeber letzten Endes dem Rech-
nung, was auch in der BKAG-Entscheidung schon 
durchaus zum Ausdruck kommt: Es geht um die 
Notwendigkeit einer behutsamen Fortentwicklung 
polizeilicher Instrumentarien. Dass Bayern sich hier 
innovativ vielleicht als Vorreiter erweist, ist durchaus 
zutreffend. Daraus ableiten zu wollen, Bayern imple-
mentiere als erstes Land eine allgemeine, anlassun-
abhängige Überwachungsarchitektur, dürfte doch 
eine weit überzogene Einschätzung sein. Das heißt: 
Insgesamt hat der Gesetzgeber hier nach meiner 
überschlägigen Einschätzung in durchaus verfas-
sungs- und europarechtskonformer Weise agiert.

Auf einen Punkt, der heute angesprochen worden ist 
und der mir doch sehr am Herzen liegt, möchte ich 
hinweisen. Es ist dargestellt worden, dass es bei 
den polizeilichen Befugnissen regelmäßig um die 
Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse als 
zwingender Voraussetzung für polizeiliches Tätig-
werden und der Frage geht, wie dieses öffentliche 
Interesse handhabbar gemacht werden kann, um es 
im Rahmen einer Güterabwägung gegenüber den 
betroffenen Grundrechtspositionen der Adressaten 
der Maßnahmen überhaupt in Abwägung zu brin-
gen. Ich glaube, es ist völlig verfehlt, hier behaupten 
zu wollen, dass dieses öffentliche Interesse eigent-
lich gar nicht so deutlich wäre. Straftatenprävention, 
Kriminalprävention und der staatliche Sicherheits-
auftrag – das dürften eigentlich hinreichend öffentli-

che Gründe sein, um deutlich zu machen, welche 
Aufgaben Polizei und Verfassungsschutzbehörden 
des Freistaates Bayern wahrzunehmen haben. – 
Herzlichen Dank für die Gelegenheit zur Stellung-
nahme.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Vielen 
Dank, Professor Schwarz, und allen anderen Sach-
verständigen. Wir steigen jetzt in die Diskussion ein 
bzw. kommen zu Fragen und Statements.

Vorsitzender Franz Schindler (SPD): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, jetzt ist wirklich schon 
ein breites Spektrum an Einzelthemen angespro-
chen worden – bis hin zu Artikel 92 mit dem FamFG 
und sonstige Details, die Sprengmittel, und so wei-
ter. Ich fürchte, wir können diese Details nicht be-
sprechen, möchte einige grundsätzliche Dinge 
sagen und Ihre Meinung dazu abfragen.

Erstens. Ich stimme all denen zu, die sagen: Das 
Bundesverfassungsgericht hat sich weit vorgewagt 
und muss deshalb auch ein gewisses Bashing ertra-
gen mit der Konsequenz, dass ein Gesetz halt so 
konzipiert werden muss, wie es hier im Gesetzent-
wurf gemacht worden ist, was die Übertragung der 
Vorgaben aus der BKAG-Entscheidung betrifft. Da-
rüber muss man, glaube ich, nicht streiten. Das ist 
auch politisch wenig ergiebig.

Zweitens. Richtig ist aus meiner Sicht schon auch, 
was Herr Prof. Graulich gesagt hat: The Times They 
Are a-Changin‘. Gleichwohl bin ich altmodisch und 
habe zu einer Zeit – nebenbei bemerkt – studiert, als 
es noch den "Polizei-Meier" gegeben hat. Den ken-
nen Sie auch noch, Herr Prof. Schmidbauer, nicht? 
Damals war die Sicherheitsarchitektur noch ganz 
eindeutig: Es gibt eine Polizei, die tritt offen auf und 
hält sich einen kleinen Staatsschutz, der auch mal 
verdeckt arbeitet. Daneben gibt es ein Landesamt 
für Verfassungsschutz, das geheim arbeitet. Ab und 
zu sagen die vom Verfassungsschutz der Polizei 
was – nicht immer, aber gelegentlich dann doch. – 
Diese Sicherheitsarchitektur war in den Siebziger-
jahren ganz normal.

Wenn ich das mit heute vergleiche, muss ich fest-
stellen, ohne zu polemisch werden zu wollen, dass 
sich das gravierend verändert hat: Der Verfassungs-
schutz hat vor zwei Jahren ein neues Gesetz auch 
mit neuen Befugnissen, die weit gehen, bekommen. 
Dazu hatten wir auch eine Anhörung hier. Dieses 
Gesetz ist auch nicht mehr leserlich, weil es im We-
sentlichen auf das Bundes-Verfassungsschutzge-
setz verweist. Zum anderen haben wir die Tendenz, 
die hier jetzt fortgesetzt wird, dass die Polizei nur 
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noch in geringem Umfang offen in Erscheinung tritt, 
sondern in immer größerem Umfang verdeckt ermit-
telt. Es gibt sogar Bereiche, in denen sich die Zu-
ständigkeiten von Polizei und Verfassungsschutz 
überschneiden, etwa die Bekämpfung der organi-
sierten Kriminalität. Beide können verdeckt arbeiten, 
und die Abgrenzung zu den aktionellen, operativen 
Befugnissen ist nicht mehr so einfach. Nun bin ich 
bereit, das hinzunehmen, wenn mir jemand erklärt, 
warum das alles so notwendig ist. The Times They 
Are a-Changin‘ – okay. Zu meiner Zeit gab es noch 
kein Smartphone, und jetzt werden dort Straftaten 
verabredet; das will ich nicht bestreiten. Die neuen 
Befugnisse, die jetzt neu hinzukommen, sind das Er-
gebnis der technischen Entwicklung – das kann man 
halt jetzt, wenn ich von Handgranaten und Spreng-
stoff absehe. Die hat man früher auch schon ge-
kannt. Muss man es deswegen auch machen? Ist 
das zwingend erforderlich?

Ich komme schon zum Ende. Ich bin so altmodisch 
und meine mich noch daran zu erinnern, dass es 
mal gang und gäbe war, zu verlangen, dass jeder 
Eingriff in Grundrechte, in Freiheitsrechte eines Ein-
zelnen einer Rechtfertigung bedarf. Jetzt stellt sich 
die Frage: Wo ist die Rechtfertigung für die massive 
Veränderung der Sicherheitsarchitektur, die jetzt mit 
diesem Gesetzentwurf angedacht ist? – Die sehe ich 
noch nicht. Wenn man mir das erklären kann, gebe 
ich klein bei und sage: Das macht ihr prima. – Es 
geht mir also um die Rechtfertigung der Verände-
rung der Sicherheitsarchitektur. Wo ist die Begrün-
dung dafür?

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Vielen 
Dank. Ich schlage vor, wir sammeln die Wortmeldun-
gen der Kollegen, und Sie nehmen dann Stellung zu 
den Punkten, die Ihnen wichtig sind. Sonst schaffen 
wir das nicht.

Abg. Katharina Schulze (GRÜNE): Herr Vorsitzen-
der, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zunächst muss ich meine Kritik 
an dem gehetzten Verfahren nochmal vorbringen. 
Ich finde, angesichts der bürgerrechtlichen Relevanz 
der Regelungen ist es schon krass, wie schnell es 
jetzt gehen muss. Die Verbändeanhörung lief über 
Weihnachten mit einer verkürzten Frist; deswegen 
kamen leider auch nicht ganz so viele Antworten zu-
rück. Hier haben wir auch nicht viel Zeit, um zwei 
wirklich umfangreiche Novellierungen in Ruhe 
durchzusprechen. Das sage nicht nur ich, sondern 
auch Experten, die von der CSU-Regierung benannt 
worden sind. An vielen Stellen betreten wir rechtli-
ches Neuland, und deswegen, finde ich, müsste 
man jede Maßnahme ganz genau unter die Lupe 
nehmen.

Jetzt komme ich zur Kritik am PAG-Neuordnungsge-
setz. Die muss man zuerst am Begriff der drohen-
den Gefahr aufhängen. Ich möchte daran erinnern, 
dass wir im Innenausschuss und im Plenum im letz-
ten Sommer, im Juli 2017, beim Gesetz zur effekti-
veren Überwachung gefährlicher Personen auch 
schon darüber diskutiert haben. Damals haben wir 
GRÜNE als einzige Fraktion gegen den Gesetzent-
wurf gestimmt. Ich habe damals gesagt: Das Pro-
blem ist, dass mit der Einführung eines neuen Be-
griffes Tür und Tor geöffnet werden. – Genau das 
passiert jetzt. Es bezieht sich nicht mehr nur auf 
einen Bereich, sondern mit dem PAG-Neuordnungs-
gesetz schreitet die Vernachrichtendienstlichung der 
Polizei weiter fort. Das Trennungsgebot wird weiter 
aufgeweicht, und Dr. Löffelmann hat in seiner Stel-
lungnahme auf zwei Seiten – ich glaube, auf den 
Seiten 9 und 10 – die einzelnen Maßnahmen aufge-
führt, bei denen die Eingriffsschwelle der drohenden 
Gefahr auf zahlreiche weitere Befugnisse ausge-
dehnt wird. Das ist ein Problem; das kann man so 
nicht hinnehmen, finde ich. Ich bin sehr froh, dass 
einige Experten zu dem Thema schon Stellung ge-
nommen haben. Meine erste Frage richtet sich an 
die, die zur drohenden Gefahr noch nichts gesagt 
haben; ich bitte sie, eine kurze Bewertung abzuge-
ben, wie sie die Einführung des Begriffs der drohen-
den Gefahr plus die Ausdehnung der Eingriffs-
schwelle auf weitere Befugnisse einschätzen.

Zum zweiten Punkt. Aufgrund der Zeit greife ich 
auch nur die Punkte heraus, die ich am diskussions-
würdigsten finde. Hier geht es um die DNA-Analyse. 
Hier sehe ich erhebliche verfassungsrechtliche Be-
denken. Das ist ein Eingriff in das Grundrecht auf in-
formationelle Selbstbestimmung. Ich finde, dass das 
in Artikel 14 PAG-E schon systematisch falsch ein-
geordnet ist, da die Abgabe von DNA gerade keine 
erkennungsdienstliche Maßnahme ist. Mir ist auch 
völlig unklar, warum die Feststellung eines DNA-
Identifizierungsmusters zur Abwehr einer Gefahr un-
erlässlich sein soll. Das verstehe ich nicht. Zudem 
enthält die Vorschrift auch keinerlei Löschungsfris-
ten.

Dann geht es weiter; wir haben in diesem Gesetz-
entwurf noch die DNA-Analyse zur Feststellung von 
Geschlecht, Augen-, Haar- und Hautfarbe. Da wund-
ere ich mich. Ich finde auch, dass die Regelung ver-
fassungsrechtlich hoch problematisch ist, weil es 
sich ebenfalls um einen Eingriff in den absolut ge-
schützten Kernbereich der Persönlichkeit handelt 
und weil diese Methoden auch sehr fehleranfällig 
sind. Ich habe auch dort keine entsprechenden 
Speicherfristen gefunden. Herr Petri hat in seiner 
Ausführung sehr deutlich gemacht, warum er da den 
absolut geschützten Kernbereich der Persönlichkeit 
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berührt sieht. Herr Petri, vielleicht könnten Sie noch 
einmal in zwei Sätzen klar auf den Punkt bringen, 
warum diese Ausweitung hier nicht passt.

Dann war ich sehr dankbar, dass Prof. Graulich das 
Thema Sprengmittel angesprochen hat. Die anderen 
Experten haben dazu nichts gesagt. Ich würde bit-
ten, wenn es zeitlich geht, dass Sie vielleicht noch 
kurz Ihre fachliche Meinung dazu sagen. Ich sehe 
das nämlich wie Herr Prof. Graulich: Das hat mit der 
Gefahrenabwehr bei der Polizei wenig bis nichts zu 
tun. Da würde mich Ihre Einschätzung interessieren.

Schließlich komme ich zur Online-Durchsuchung in 
Fällen lediglich drohender Gefahr. Wenn ich das 
richtig verstehe – wenn nicht, korrigieren Sie mich 
bitte –, können sich diese Maßnahmen auch gegen 
Dritte richten, die selbst gar nicht verdächtig sind, 
soweit – so lese ich das im Gesetz – bestimmte Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass die Perso-
nen ihre Kommunikationssysteme benutzen werden. 
Dazu gibt es unterschiedliche Bewertungen. Herr 
Petri sieht das als verfassungsrechtlich bedenklich 
an, Herr Löffelmann hingegen gar nicht, wenn ich 
das richtig verstanden habe. Vielleicht kann man 
dazu noch zwei Sätze sagen.

Abschließend komme ich zur sogenannten intelli-
genten Video-Überwachung. In meinen Augen ist 
diese Maßnahme nicht geeignet. Das zeigen zum 
einen die Tests, die es bisher schon in Mainz und in 
Berlin Südkreuz gab. Zum anderen steckt eine ver-
fassungsrechtliche Problematik dahinter, dass ge-
sellschaftliche Gruppen vorsortiert werden und dass 
persönliches Verhalten im öffentlichen Raum als 
normal bzw. nicht normal einsortiert wird. Da gab es 
auch unterschiedliche Anmerkungen von den Exper-
ten; wenn da sich ein paar bemüßigt fühlten, noch 
etwas zu sagen, fände ich das ganz gut für unsere 
persönliche Einordnung.

Zusammenfassend: Die mündlichen und schriftli-
chen Stellungnahmen der Experten, auf die ich hier 
besonders verweise, wecken bei uns GRÜNEN star-
ke Zweifel an der Verfassungskonformität beider Ge-
setzentwürfe. Besonders kritisch sehen wir die durch 
die vorliegenden Gesetzentwürfe geschaffenen 
Möglichkeiten in Richtung einer Totalüberwachung 
der Betroffenen, die durch das Bundesverfassungs-
gericht klar als mit der Menschenwürde unvereinbar 
bezeichnet worden ist. Die Einführung neuer Befug-
nisse und das Zusammenwirken und Überschneiden 
vorhandener Befugnisse insbesondere im Bereich 
der verdeckten Maßnahmen führt unserer Auffas-
sung nach zu einer Überwachungsgesamtbilanz, die 

nicht mehr mit der Bayerischen Verfassung und un-
serem Grundgesetz vereinbar ist. – Vielen Dank.

Abg. Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Zunächst 
von meiner Seite natürlich Dank an die Gutachter, 
an die Sachverständigen für die ausführlichen Gut-
achten, aber auch ein Kompliment dafür, dass sie 
auch für mich als Nichtjuristin verständlich waren. 
Ich bilde mir zumindest ein, das meiste von dem, 
was Sie hier vorgetragen haben, verstanden zu 
haben. Dass ein Sachverhalt so rübergebracht wird, 
dass man zumindest meint, ihn zu verstehen, ist 
nicht selbstverständlich.

Zunächst möchte ich mich der Kritik der Kollegin Ka-
tharina Schulze am eiligen Verfahren anschließen. 
Ich verstehe auch nicht, warum man das so schnell 
macht, warum man hier nicht der öffentlichen Dis-
kussion mehr Raum gegeben hat; denn es ist schon 
eine fundamentale Änderung, die es verdienen 
würde, dass man sich länger mit ihr auseinander-
setzt. Nachdem seit Längerem bekannt ist, dass erst 
im Oktober gewählt wird, gehe ich davon aus, dass 
wir auch im September noch Zeit für Sitzungen 
haben. Insofern hätte man diese Beratung nicht 
ganz so eilig machen und das Vorhaben hier nicht 
so schnell durchpauken müssen. Das ist in meinen 
Augen diesem Gesetzentwurf nicht angemessen.

Ich kann mich auch Herrn Schindler anschließen, 
der gesagt hat, er wolle eine Begründung haben. 
Bei einer solchen Diskussion trägt natürlich jeder 
sein persönliches Päckchen mit sich. Ich bin halt 
auch in den Achtundsechzigerjahren sozialisiert wor-
den. Damals war ganz wichtig, dass der Rechtsstaat 
als solcher in diesen Auseinandersetzungen mit der 
APO und so weiter gezeigt hat, dass er ein Rechts-
staat ist. Wenn da eben nur teilweise in den Gutach-
ten herauskommt: Hoppla, da wird doch die ganz 
wichtige Instanz der richterlichen Begutachtung aus-
geschlossen, weiß ich eben auch nicht, ob das wirk-
lich nötig ist. Natürlich sehe ich als Praktikerin und 
Mitglied des Innenausschusses, dass ganz klar ist: 
Die Polizei darf nicht hinter dem potenziellen Gegner 
herhinken. Sie hat ihre Aufgabe zu erfüllen. Aber – 
na ja, man hat halt ein bissel Bauchweh, wenn man 
einer Generation angehört, die gerade in den Siebzi-
gerjahren ganz wichtige Dinge für unseren Rechts-
staat erobert hat, die dann festgesetzt worden sind. 
Da weiß ich jetzt nicht, ob da nicht manches den 
Bach runtergeht, vor allem, wenn es um diesen 
Kernbereich geht. Da geht es wieder um die Abwä-
gung zwischen Freiheit und Sicherheit, von der wir 
im Innenausschuss oft hören. Aber es dürfen auch 
keine Ängste entstehen. Am Anfang ist gesagt wor-
den: Die Bevölkerung empfindet anders; denn das 
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Sicherheitsgefühl der Bevölkerung wird natürlich ge-
nährt durch Statistiken und Zahlen aus der Kriminal-
statistik. Aber die Bevölkerung weiß halt vielleicht 
auch nicht, was in diesem Gesetz alles steckt, weil 
das eben nicht so rübergebracht wird. Da komme 
ich wieder zu dem Punkt, dass man vielleicht doch 
etwas mehr Zeit gebraucht hätte, um dieses Gesetz 
zu verteidigen. Da muss man doch aufpassen, dass 
man nicht nur dem einen Teil der Bevölkerung viel-
leicht Ängste nimmt, während man anderen Teilen 
der Bevölkerung Ängste einpflanzt.

Von daher frage ich konkret speziell Herrn Prof. 
Möstl, der am Anfang gesagt hat, er sehe hier keine 
bedenkliche Tendenz der Vorverlagerung; für ihn 
stimme die Übergriffsbilanz. Wie verhält sich das mit 
dem konkreten Vorwurf von Herrn Wächtler, der 
sagt, in Artikel 92 FamFG sei auf einmal doch eine 
ganz große Auflösung von dem, was beispielsweise 
in der Strafprozessordnung steht? Halten Sie das 
auch für bedenklich, oder ist das eher ein Neben-
kriegsschauplatz? – Danke.

Abg. Petra Guttenberger (CSU): Herr Vorsitzender, 
Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Her-
ren Sachverständigen! Zunächst einmal herzlichen 
Dank vor allem dafür, dass Sie auch das Span-
nungsverhältnis im Blick haben und immer wieder 
auf die veränderte Gefahrenlage und die individuel-
len Rechte hinweisen. Sie thematisieren auch die 
mangelnde Praktikabilität – einerseits gilt es ein Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts umzusetzen, 
andererseits einer EU-Richtlinie Genüge zu tun. Ich 
danke insbesondere Ihnen, Herr Prof. Lindner, dafür, 
dass Sie mit so klaren Worten darauf hingewiesen 
haben, dass hier ein doch sehr weit reichender Ein-
griff stattfindet, auch durch das Bundesverfassungs-
gericht, durch die rechtschöpfenden Akte. – Jeder 
erzählt, was er aus seinem Studium mitgenommen 
hat. Ich habe die beschränkt staatsleitende Funktion 
mitgenommen und habe auch meine sehr großen 
Bedenken, ob das noch im Rahmen ist.

Ich habe auch zwei konkrete Fragen an Herrn Prof. 
Graulich. Sie sprachen zum einen zu Body-Cams. 
Sie meinen, wenn ich das richtig verstanden habe, 
Body-Cams seien deshalb problematisch, weil sie 
Gegenreaktionen auslösen. Aber ich muss jetzt 
ganz ehrlich sagen: Ich bin der Ansicht, eine Body-
Cam schafft Augenhöhe; denn das Filmen von Poli-
zeieinsätzen durch geneigte Teilnehmer der anderen 
Seite via Smartphone, Handy und Ähnliches ist ja 
Realität. Durch die Body-Cam hat man die Möglich-
keit, auf Augenhöhe einen anderen Blickwinkel dar-
zustellen. Ich sehe also eine Verschiebung in die fal-
sche Richtung nicht, sondern für mich heißt das, 

dass wir hier wieder in eine normale Balance kom-
men.

Im Weiteren haben Sie angesprochen, dass man 
eine zusätzliche Rechtsgrundlage für erforderlich 
halten müsste, wenn es um die Auslesung von 
Daten geht, die im Zusammenhang mit Telekommu-
nikation stehen. Es wäre sehr nett, wenn Sie das 
noch konkretisieren würden. – Danke.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Vielen 
Dank. – Zu Wort haben sich gemeldet: Der Herr Kol-
lege Ritter, Kollegin Stamm, Prof. Gantzer, Dr. 
Reichhart, Kollege Ländner, Kollege Arnold. – Ich 
sag’s nur. (Heiterkeit) Bitte. – Wir haben nämlich 
auch noch die Sachverständigen, die antworten. Die 
politische Diskussion kann ja bei der Ausschussbe-
ratung geführt werden. Es geht vor allem darum, 
Fragen abzuklären und nachzuhaken. Aber jeder 
macht’s so, wie er möchte. – Bitte.

Abg. Florian Ritter (SPD): Vielleicht eine kurze Vor-
bemerkung zu der Aussage, dass die Body-Cam Au-
genhöhe auslöst. Dabei geht man davon aus, dass 
alle Bürgerinnen und Bürger bei Polizeikontakt sofort 
das Handy zücken. Das ist natürlich nicht der Fall. 
Das muss man, glaube ich, schon nochmal ganz 
deutlich machen. Die weit überwiegende Zahl der 
Bürger macht das nicht. Ausnahmen bestätigen die 
Regel; die muss man natürlich irgendwie beantwor-
ten können.

Ich möchte zwei konkrete Punkte aus den Stellung-
nahmen herausgreifen – zum einen etwas, das Herr 
Prof. Lindner angesprochen hat. Er hat gesagt, es 
wäre zu überlegen, ob man im Bereich des Polizei-
rechts beim Datenschutz auf Generalklauseln zu-
rückgreifen sollte. Nachdem ich nichts aus meinem 
Jura-Studium zum Besten geben kann, weil ich 
nämlich keines habe, möchte ich kurz fragen, wie 
man sich das konkret vorzustellen hat, wie so etwas 
ausgestaltet werden könnte. Das wurde ja von Ihnen 
konkret vorgeschlagen, um aus dieser Komplexität 
herauszukommen.

Der andere Punkt hebt auf die Komplexität des Ge-
setzes ab. Seit 2003 bin ich Mitglied des Baye-
rischen Landtags und war immer im Innen- und im 
Verfassungsausschuss, bin zwar kein Jurist, aber 
habe mir durchaus so einiges angelesen und kann 
mit einigem ganz gut umgehen. Ich kann diesen 
Punkt der Komplexität bei diesem Gesetzentwurf nur 
bestätigen. Der Gesetzentwurf ist außerordentlich 
komplex. Man kann natürlich zu Recht sagen: Ein 
Abgeordneter muss sich gefälligst damit aus-
einandersetzen, und man kann auch zu Recht 
sagen: Polizeibeamtinnen und -beamte haben auch 
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eine Ausbildung, in der es auch ums Polizeirecht 
geht, und müssen sich damit auseinandersetzen. 
Sie müssen da auch in eine Praxis hineinkommen. 
Wie sieht es denn eigentlich mit den Bürgerinnen 
und Bürgern aus? Sie haben diese Ausbildung nicht, 
und im Prinzip kann das von ihnen auch nicht ver-
langt werden. Die Frage an alle Sachverständigen 
ist, ob von einem Polizeigesetz erwartbar ist, dass 
der Raum, in dem polizeiliches Handeln stattfindet, 
und auch die Grenzen für die Bürgerinnen und Bür-
ger verstehbar sind. Das ist jetzt keine juristische, 
sondern durchaus eine sehr politische Diskussion. 
Wir haben im Augenblick das Problem, dass wir na-
türlich auch eine politische Diskussion im Land 
haben, bei der die Legitimation polizeilichen Han-
delns immer wieder infrage gestellt wird. Die Body-
Cam ist eine mögliche Antwort in dieser Debatte. 
Graben wir der Legitimation polizeilichen Handelns 
zusätzlich das Wasser ab, wenn die Bürgerinnen 
und Bürger den Raum, in dem polizeiliches Handeln 
stattfindet, und die Grenzen, die ihm gesetzt sind, 
nicht mehr verstehen? – Kommen wir da in eine Re-
pressionsspirale, die überhaupt nichts mehr damit 
zu tun hat, wie sich denn eigentlich die gesellschaft-
liche Gefährdung durch Terrorismus, durch Organi-
sierte Kriminalität darstellt, weil die Bürgerinnen und 
Bürger dieses Handeln nicht mehr als legitim emp-
finden, obwohl es vielleicht juristisch durchaus legi-
tim abgesichert ist?

Abg. Claudia Stamm (fraktionslos): Als Statement 
könnte ich mich voll umfänglich den Ausführungen 
des Vorsitzenden Schindler anschließen. Ich habe 
darin aber gar keine Frage entdeckt, sondern tat-
sächlich einfach nur eine klare Positionierung. Viel-
leicht liege ich da falsch; das werden die weiteren 
Beratungen zeigen.

Ich bin sehr froh darüber, dass das ganze Gesetzes-
verfahren diesmal, wenn auch sehr schnell, doch 
nicht unter völligem Ausschluss der öffentlichen Auf-
merksamkeit stattfindet, wie es bei der ersten Novel-
le, die im Sommer verabschiedet wurde, beim soge-
nannten Gefährder-Gesetz war. Ich mag mich jetzt 
auch gar nicht weiter darüber auslassen, woran es 
lag, dass es keine Aufmerksamkeit gab. Aber Fakt 
ist, dass ich mir sicher bin, dass inzwischen tatsäch-
lich so viel so schnell möglich ist, weil es keine Auf-
merksamkeit gab. Und das eben nicht nur in Bayern 
– das kann man, glaube ich, auch mal kurz anmer-
ken –, auch in anderen Bundesländern gibt es 
genau die gleichen Gesetzesvorhaben: in Baden-
Württemberg, Niedersachsen zum Beispiel. Sie 
sehen eine ähnliche Verschiebung zwischen Polizei, 
Justiz und Verfassungsschutz vor. Ich hatte letztens 
Kontakt mit einer Juristin von der Uni Würzburg, die 

sagte: Vielleicht sind wir mit allem, mit Widerstand 
oder wie auch immer, schon ein bisschen zu spät 
dran, weil eine Verschiebung möglich war, wie wir 
sie uns hätten gar nicht vorstellen können.

Ich habe zwei konkrete Fragen an Prof. Möstl: Sie 
sind zwar in Ihrem Statement kurz darauf eingegan-
gen. Ich wollte aber nochmal fragen, woran Sie es 
festmachen, dass der Begriff der drohenden Gefahr 
hinreichend konkret ist. Zumindest habe ich Sie so 
verstanden, dass Sie kein Problem in diesem Begriff 
der drohenden Gefahr sehen. – Zum anderen möch-
te ich mich erkundigen, wie Sie die Aufklärungsar-
beit von Verfassungsschutz und Polizei im Gefah-
renvorfeld abgrenzen.

Abg. Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Herr Vor-
sitzender, meine Damen und Herren! Auch von mir 
einen sehr herzlichen Dank für die sieben Gutach-
ten. Es war für einen Juristen ein Genuss, sie zu 
lesen – jedes für sich. Ich verfolge die Diskussion 
und möchte sie mit einer ganz einfachen Frage an 
alle sieben Sachverständigen auf den Punkt brin-
gen. Ich versetze mich einfach in die Rolle eines, 
wie wir sagen, billig und gerecht denkenden Bür-
gers, einer solchen Bürgerin, die diese Diskussion 
hier verfolgt. Deswegen eine ganz einfache Frage 
im Hinblick auf die Gesetzentwürfe: Ist damit der de-
mokratische Rechtsstaat in Gefahr? Oder mit ande-
ren Worten: Muss jetzt der normale Bürger, die nor-
male Bürgerin Angst vor der Polizei haben?

Abg. Dr. Hans Reichhart (CSU): Herr Vorsitzender, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
möchte ich kurz zum Verfahren feststellen, dass 
diese Anhörung von der CSU beantragt wurde; wir 
haben uns einvernehmlich auf den Termin und die 
Vorgehensweise verständigt. – Zur Eile: Wenn ich 
richtig informiert bin, müssen wir bis Mai die Richtli-
nie umgesetzt haben. Daraus ergibt sich ein gewis-
ser zeitlicher Druck, der nicht von uns verschuldet 
ist. Wir sind vielmehr Umsetzer einer Richtlinie; viel-
leicht kann das noch jemand kurz ausführen, dass 
ich da nicht ganz falsch liege.

Ich habe drei konkrete Fragen. Die erste betrifft die 
Ausbildung der Polizei. Herr Prof. Schmidbauer, ich 
gehe davon aus, Herr Prof. Schmidbauer, dass die 
Polizeibeamten selbstverständlich geschult werden 
und relativ genau wissen, wie ich unsere Polizeibe-
amten kenne, welche Gesetze sie anwenden dürfen 
und welche nicht. Vielleicht können Sie dazu kurz 
etwas sagen.

Der zweite Punkt geht an die Sachverständigen all-
gemein, weil die Verweistechnik angesprochen 
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wurde. Auch das BKAG enthält relativ viele Verwei-
sungen auf das FamFG; insoweit ist das aber auch 
vom Bundesverfassungsgericht gehalten worden. 
Deswegen kann ich die Kritik nicht ganz nachvollzie-
hen.

Die letzte Frage: Rechtsanwalt Wächtler hat ausge-
führt, dass potenziell jeder betroffen würde. Wenn 
ich meine laienhaften Rechtskenntnisse richtig sehe, 
dann reden wir hier von bedeutenden Rechtsgütern. 
Darunter dürften einfache Körperverletzungen oder 
einfache Sachbeschädigungen nicht fallen. Aber 
vielleicht können Sie dazu kurz etwas sagen. – Vie-
len Dank.

Abg. Manfred Ländner (CSU): Ich versuche es 
auch kurz zu machen. – Meine Herren Vorsitzenden, 
sehr geehrte Sachverständige, Kolleginnen und Kol-
legen! Ich glaube, es ist legitim und wird jetzt auch, 
wie Kollege Dr. Reichhart ausgeführt hat, durch eine 
Richtlinie verlangt, dass wir uns mit Veränderungen 
auseinandersetzen und darauf reagieren. Ich lege 
als ehemaliger Polizeibeamter durchaus auch per-
sönlich Wert auf die Feststellung, dass weder der 
Gesetzgeber noch die Polizei irgendwelche Instru-
mentarien schaffen oder anwenden möchten, um 
gegen den unbescholtenen Bürger vorzugehen. Al-
lerdings ist es auch legitim, dass sich der Gesetzge-
ber überlegt, wie er in neuer, veränderter Zeit Rege-
lungen schafft, um den Schutz der Bürgerinnen und 
Bürger zu gewährleisten. Daher, weil auch die Eile 
schon angesprochen wurde, würde mich von Herrn 
Prof. Schmidbauer als dem verantwortlichen Lan-
despolizeipräsidenten interessieren, warum diese 
Regelungen notwendig sind.

Von den Experten für das Verfassungsrecht wurde 
schon mehrfach die Komplexität angesprochen, die 
die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung in die-
ser Sache hat. Mich würde interessieren, wie lange 
nach Ihrer Einschätzung die bestehende Regelung 
haltbar ist und ob wir eventuell erwarten können, 
dass sich hier etwas mehr Klarheit im Recht ein-
stellt.

Abg. Horst Arnold (SPD): Dank an alle, das ist klar. 
– Aus meiner Sicht: Ich habe die Sache auch mal 
als Richter angewandt. Es gibt zwei Komplexe. – 
Erstens. Ich war Dozent in Sulzbach-Rosenberg, frü-
her in Kriminologie und habe Polizeibeamte ausge-
bildet. Es ist schwierig, diese Rechtsmaterie im 
praktischen Dienst – die Leute sind ja in der Fortbil-
dung – so zu implementieren, dass von vornherein 
Gewähr besteht, dass alle Bescheid wissen und 
dass das Gesetz, wenn es so käme, wie es mögli-
cherweise kommt, praxisgerecht angewandt wird. 
Da bitte ich dann schon die Fortbildungsmaßnah-

men entsprechend zu beschleunigen und entspre-
chende Dozentinnen und Dozenten dafür zu ermit-
teln und zu bemühen.

Zur richterlichen Prüfung: Herr Dr. Petri hat das ins-
gesamt als gegeben hingenommen, quasi als Legiti-
mation für die Rechtsstaatlichkeit; das möchte ich 
selber mal ansprechen. Ich war neun Jahre Richter, 
auch Ermittlungsrichter. Die richterliche Prüfung geht 
nach den Akten. Wenn wir die Eingriffsschwellen 
sehen, muss sie mit einer Gewissenhaftigkeit vorge-
nommen werden, die unter Umständen Zeit bean-
sprucht. Wir wissen – der Sachverständige Wächtler 
hat das angeführt –, dass wir da in einen Gerichts-
zweig kommen, der für derartige Dinge eigentlich 
weder personell noch fachlich ausgestattet ist. Wir 
müssen also die Sorge haben, dass die Rechts-
staatlichkeit unter Umständen auch aus Gründen 
der Personalvorhaltung bei der Justiz ins Stocken 
kommt, zumal in der Regierungserklärung bzw. im 
Zehn-Punkte-Programm des jetzigen Ministerpräsi-
denten angedeutet worden ist, dass schwerpunkt-
mäßig nur Verwaltungsrichterstellen geschaffen wer-
den. Das ist ja auch kein Punkt, der 
Ermittlungsrichterstellen in diesem Zusammenhang 
stärker macht.

Ich weise darauf hin – auch das ist wichtig –, dass 
diese Entscheidungen schnell, sozusagen nach dem 
Beschleunigungsverbot, zu handhaben sind, sowohl 
wenn’s um Freiheit geht, aber auch bei Eingriffen in 
persönliche Bereiche im Rahmen der Verhältnismä-
ßigkeit. Es ist unzumutbar, auf die Auswertung eines 
Sticks oder eines Handys sechs, sieben Monate zu 
warten, bloß weil in diesem Zusammenhang Perso-
nal oder Kompetenz fehlen. Ich weise auch jetzt 
schon darauf hin, dass bei der Kriminalpolizei Aus-
wertungen von Dateien im Rahmen der Strafpro-
zessordnung an Private, an Beliehene vergeben 
werden, weil die selber in diesem Zusammenhang 
nicht einmal damit zurechtkommen, ihren eigenen 
Job zu machen. Wäre es nicht besser in diesem Zu-
sammenhang, etwas runterzufahren und sich auf 
das zu konzentrieren, was man eigentlich machen 
sollte, also die derzeitigen Aufgaben umfänglich 
wahrzunehmen, ohne in Bereiche vorzustoßen, die 
personell nicht gedeckt sind? Den großen Anspruch, 
der darüber steht – Sicherheit und Terrorismusab-
wehr –, kann man eigentlich deswegen nicht erfül-
len, weil die personellen Ressourcen nicht vorhan-
den sind.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Vielen 
Dank. Ich glaube, wir können jetzt in die Beantwor-
tung gehen. Alle waren mal angesprochen, sodass 
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ich vorschlage, einfach in der Reihenfolge wie vor-
her vorzugehen.

SV Prof. Dr. Markus Möstl (Universität Bayreuth): 
Herr Schindler, zunächst auf Ihre Frage nach der Si-
cherheitsarchitektur eine differenzierende Antwort: 
Mit Sicherheit haben wir in den letzten zwanzig Jah-
ren eine Fülle neuer, neuartiger Befugnisse der Poli-
zei, die wir vorher so nicht kannten. Das hängt aber 
– diesen Punkt hat auch das Bundesverfassungsge-
richt, glaube ich, immer anerkannt – mit einer tat-
sächlichen Revolution des Kommunikationsverhal-
tens zusammen, das in diesen Jahren stattgefunden 
hat. Wir haben eben eine ganz andere Form der 
Kommunikation als damals. Da ist klar, dass neue 
technische Möglichkeiten auch zu neuen Eingriffsbe-
fugnissen führen müssen. Ich kann nun nicht sach-
verständig beurteilen, welche Befugnis polizeitak-
tisch wirklich notwendig ist, aber dass alle 
Polizeigesetzgeber sowohl innerhalb Deutschlands 
wie auch im Ausland so einhellig diesen Weg ge-
gangen sind, scheint doch darauf hinzudeuten, dass 
eine tatsächliche Notwendigkeit in dieser Richtung 
besteht.

Andererseits wäre es, glaube ich, auch falsch zu 
meinen, es habe früher nicht auch schon Polizeier-
mittlungen im Gefahrenvorfeld gegeben. Die hat es 
eigentlich schon immer gegeben; nur ist das früher 
nicht normiert gewesen. Wenn Gefahrenprognosen 
tatsachengestützt ablaufen müssen, wenn die Poli-
zei erst ab Gefahr einschreiten darf, dann muss sie 
etwas wissen, um die Gefahrenprognose anstellen 
zu können. Es ist notwendig und schon immer so 
gewesen, dass die Polizei im Gefahrenvorfeld ermit-
telt, nachdenkt, Daten sammelt, wenn auch nicht mit 
den gleichen Mitteln wie heute. Früher ist es eben 
nicht geregelt gewesen. Es muss jetzt wegen des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung natür-
lich normiert werden. Man darf nicht den Eindruck 
erwecken, als sei alles neu, was in diesem Bereich 
existiert.

Einen Überschneidungsbereich Polizei und Verfas-
sungsschutz haben wir, den kann man nicht hinweg-
diskutieren. Dennoch glaube ich – dazu gibt es ver-
schiedene Umschreibungen des 
Bundesverfassungsgerichts –, dass sich noch ein 
unterschiedliches Aufgaben- und Befugnisprofil er-
kennen lässt, das eben beim Verfassungsschutz da-
durch gekennzeichnet ist, dass er weiter im Vorfeld 
ansetzen kann als die Polizei, tendenziell eher wei-
tere Befugnisse hat, die Erkenntnisse aber nicht für 
eigenes Handeln nutzen darf. Das können immer 
nur andere. Bei der Polizei ist zwar auch eine gewis-

se Ausweitung ins Vorfeld möglich, aber sie ist ten-
denziell restriktiver als beim Verfassungsschutz.

Das führt direkt zur drohenden Gefahr. Ich glaube 
nicht, dass dieser Begriff der drohenden Gefahr, der 
eine gewisse Öffnung ins Vorfeld bewirkt, dieses 
Gepräge der Sicherheitsarchitektur völlig über den 
Haufen wirft. Die drohende Gefahr ist – das habe ich 
vorhin schon gesagt – in erster Linie, glaube ich, in 
gewisser Weise eine Selbstkorrektur des Bundes-
verfassungsgerichts, das den Begriff der konkreten 
Gefahr durch die Anforderungen an die genaue Vor-
hersehbarkeit des Kausalverlaufs zu eng gezogen 
hat. Hier hat sich das Bundesverfassungsgericht ei-
gentlich von dem verabschiedet, was man im Si-
cherheitsrecht normalerweise macht, hat den Begriff 
der konkreten Gefahr zu eng gezogen und hat 
selbst gemerkt, dass für die Ermittlungstätigkeit eine 
etwas großzügigere Schwelle nötig ist. Es hat sie im 
BKAG-Urteil beschrieben. Der bayerische Gesetzge-
ber bezeichnet das nun als drohende Gefahr. Er hat 
sich aber eng an die Formulierung des Bundesver-
fassungsgerichts angelehnt. Wenn auch das nicht 
mehr hinreichend bestimmt ist, ist es tatsächlich 
schwer, überhaupt noch verfassungskonforme Re-
gelungen vorzulegen. Schließlich sind es die Formu-
lierungen des Bundesverfassungsgerichts selbst. Da 
muss man das Bundesverfassungsgericht jetzt mal 
beim Wort nehmen und dem Gesetzgeber die Chan-
ce geben, das so zu normieren.

Zum Verweis auf das FamFG und die Kritik, die Herr 
Wächtler geübt hat: Ich möchte nicht ausschließen, 
dass es für bestimmte schwerwiegende Eingriffe 
rechtspolitisch erwägenswert sein kann, vielleicht 
einem Betroffenen auch mal so eine Art Pflichtvertei-
digung zu geben. Darüber kann man rechtspolitisch 
nachdenken. Für verfassungsrechtlich notwendig 
halte ich das nicht; denn man muss doch sehen, 
dass die Verfassung, soweit sie einen besonderen 
Schutz des Betroffenen fordert, auf den Richtervor-
behalt setzt, nicht auf eine Pflichtverteidigervorbe-
halt oder dergleichen. Auch im Übrigen überzeugt 
mich die Analogie zur Strafprozessordnung nicht. Da 
ist eine besondere Konstellation dadurch gegeben, 
dass ein Schuldvorwurf im Raum steht. Ein solcher 
steht im präventiven Polizeirecht nicht im Raum.

Zuletzt möchte ich noch auf einen Punkt eingehen, 
der mir wichtig ist und der in gewisser Weise auf das 
reagiert, was Herr Petri gesagt hat. Wir haben im 
klassischen Polizeirecht – das hat das Polizeirecht 
als rechtsstaatliche Referenzmaterie sozusagen – 
klassische Prinzipien, aber auch relativ breit gefass-
te Befugnisse. Wir haben darauf vertraut, dass die 
Praxis und die Rechtsprechung diese Befugnisse 
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konkretisieren. Das hat das Polizeirecht groß ge-
macht. – Das funktioniert in der Tat bei den heimli-
chen Ermittlungseingriffen nicht so gut, weil sie eben 
heimlich sind. Deswegen hat sich in dieser langen 
Serie von Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts für diesen Sonderbereich der heimlichen Er-
mittlungsmaßnahmen eine Sonderdoktrin entwickelt 
– weil eben hier der normale Rechtsschutz er-
schwert ist. Das Bundesverfassungsgericht hat voll 
darauf gesetzt, dass der Gesetzgeber alles bis ins 
Letzte durchnormieren muss. Ob das richtig war, 
kann man vielleicht bezweifeln. Wohin es führt, sieht 
man – eben zu einer sehr, sehr schweren Handhab-
barkeit der Gesetze. Aber der Ausgangspunkt ist 
verständlich, zu sagen: Wenn man nicht auf die rich-
terliche Klärung setzen kann, muss es eben der Ge-
setzgeber genauer regeln. – Man kann vielleicht 
auch fragen, ob das jetzt noch immer so richtig ist 
wie früher; denn wir haben ja sehr viele Pflichten, 
die Betroffenen, im Nachhinein zu informieren, und 
es gibt Möglichkeiten, dass sie von der Polizei Aus-
kunft erhalten. Offenbar wird trotzdem nicht sehr viel 
gestritten in diesem Bereich. Aber gut, im Ausgangs-
punkt ist das nachvollziehbar.

Ich warne nur davor, die Sonderdoktrin, die zu die-
sen schwer handhabbaren Normen führt, jetzt auch 
noch auf die offenen Polizeimaßnahmen zu übertra-
gen. In einigen Ihrer Anmerkungen, Herr Petri, habe 
ich den Versuch gesehen, tatsächlich die offenen 
Polizeimaßnahmen mit dieser Sonderdoktrin zu be-
legen. Wenn etwa der Zugriff auf Speichermedien – 
Sie haben uns das Beispiel mit dem Stick genannt – 
so kompliziert ist, wenn es so schwierig ist, den 
Stick auszulesen, und wenn das eine offene Maß-
nahme ist, frage ich, warum man nicht auf den ganz 
normalen richterlichen Rechtsschutz vertraut, den 
einstweiligen Rechtsschutz, den nachträglichen 
Rechtsschutz? Das kann doch der Richter klären. 
Wir brauchen da doch nicht den Richtervorbehalt 
vorher, und wir brauchen auch nicht diese Doktrin, 
sondern wir können auf die ganz normalen Schutz-
mechanismen unseres Rechtsstaats vertrauen.

Zu den Body-Cams: Auch wenn der Wortlaut in Arti-
kel 13 nicht eindeutig ist, halte ich es für nachvoll-
ziehbar und richtig, zu sagen: Diese speziellen, für 
den Lauschangriff geschaffenen Befugnisse sind 
eben auf heimliche Maßnahmen zugeschnitten und 
passen nicht auf den Fall der Body-Cam. Auch da 
kann man ohne Weiteres auf die normalen Mecha-
nismen des richterlichen Rechtsschutzes vertrauen, 
sodass es keinen Richtervorbehalt braucht. – Wenn 
wir also diese ohnehin schon schwierige Doktrin zu 
den heimlichen Ermittlungsmaßnahmen auch noch 
auf die offenen Polizeimaßnahmen ausdehnen, 

dann ist das der Tod des klassischen Polizeirechts. 
Davor kann ich bloß warnen.

Die Frage wurde gestellt, ob wir den Eindruck haben 
müssen, dass der demokratische Rechtsstaat in Ge-
fahr ist. Ich meine nicht, dass das der Fall ist.

SV RiLG Dr. Markus Löffelmann (Landgericht 
München I): Herr Schindler, ich bin dankbar für Ihre 
Frage; denn sie lenkt den Blick ein bisschen darauf, 
dass man sich bei diesem Gesetzentwurf, in dem es 
um eine Fülle von Detailproblemen geht, leicht in 
den Details verlieren kann. Dabei kann der Blick für 
das Übergeordnete, für die deutsche Sicherheitsar-
chitektur, verlorengehen. Sie haben angesprochen, 
dass sich hier einiges geändert habe.

Ich denke, verfassungsrechtlich betrachtet hat sich 
gar nicht so viel geändert. Im Urteil zur Antiterrorda-
tei, das einen Meilenstein für das Verständnis der 
deutschen Sicherheitsarchitektur darstellt, hat das 
Bundesverfassungsgericht sehr dezidiert versucht, 
die verschiedenen Aufgabenbereiche voneinander 
abzugrenzen. Ich möchte daraus, wenn Sie erlau-
ben, kurz zitieren. Zunächst beschreibt das Bundes-
verfassungsgericht die spezifischen Aufgaben der 
Nachrichtendienste und knüpft daran an.

Von diesem Aufgaben- und Befugnisprofil unter-
scheidet sich das der Polizei- und Sicherheits-
behörden grundlegend. Ihnen obliegt die Verhü-
tung, Verhinderung und Verfolgung von 
Straftaten sowie die Abwehr von sonstigen Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung. Ihre Aufgaben sind geprägt von einer 
operativen Verantwortung und insbesondere der 
Befugnis, gegenüber Einzelnen Maßnahmen er-
forderlichenfalls auch mit Zwang durchzuset-
zen.

Dann kommt eine Einschränkung.

Unbeschadet gewisser Aufgaben auch dieser 
Behörden schon im Vorfeld von Gefahren sind 
ihnen Befugnisse gegenüber Einzelnen grund-
sätzlich nur aus konkretem Anlass verliehen; 
Voraussetzung ist in der Regel, dass … An-
haltspunkte für einen Tatverdacht oder eine Ge-
fahr vorliegen.

Damit ist eine konkrete Gefahr gemeint. Diese Vor-
aussetzungen schlagen dann auf die Eingriffsbefug-
nisse durch, die, so das Bundesverfassungsgericht, 
wesentlich enger und präziser gefasst sein müssen 
als diejenigen der Nachrichtendienste. Wenn man 
diese Vorgaben nun in Bezug setzt zu dem, was in 
dem gegenständlichen Gesetzentwurf passiert, dann 
muss man ganz klar feststellen, dass diese Grund-
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sätzlichkeit der Tätigkeit ab der Schwelle einer kon-
kreten Gefahr, die bisher historisch stets die Aufga-
be der Polizei gekennzeichnet und eingehegt hat, 
verloren gegangen ist; denn – Frau Schulze hat das 
angesprochen und ich habe das in meinem Gutach-
ten auf eineinhalb Seiten ausgeführt – nahezu sämt-
liche polizeilichen Befugnisse werden nun in das 
Gefahrenvorfeld hinein verlagert. Ich zähle das 
gerne nochmal auf; das wird Sie irgendwann nerven: 
Identitätsfeststellung, erkennungsdienstliche Maß-
nahmen, Platzverweis, Kontaktverbot, Aufenthalts-
verbot, Meldeanordnung, eingriffsintensive Maßnah-
men wie die Online-Durchsuchung, wie die 
Telekommunikationsüberwachung. – Bitte halten Sie 
sich vor Augen, dass das keine Ausnahmen sind, 
wie sie das Bundesverfassungsgericht im Blick 
hatte, sondern dass das mit diesem Gesetz zur 
Regel wird.

Dann muss man noch den unterschiedlichen Aufga-
benbereich dazu denken, den die Polizei und die 
Nachrichtendienste haben. Die Landespolizei hat 
einen sehr, sehr breiten Aufgabenbereich. Der lässt 
sich nicht mit den Aufgaben des Bundeskriminal-
amts in eins setzen, an die sich dieser Gesetzent-
wurf anlehnt. Sie müssen sich vergegenwärtigen, 
dass nach dem gegenständlichen Gesetzentwurf 
jeder bayerische Polizeibeamte zum Zwecke der 
Gefahrenabwehr über weitaus weitreichendere Be-
fugnisse verfügt als das Bundeskriminalamt zur Ter-
rorbekämpfung. Ich finde, dafür ist – deshalb ist 
diese Frage so klug – durchaus eine Rechtfertigung 
angezeigt, die über eine bloß floskelhafte Bemü-
hung einer allgemeinen Bedrohungslage hinaus-
geht. Man müsste hier wirklich auf jede einzelne Be-
fugnis sehen und sich fragen: Aufgrund welcher 
rechtstatsächlichen Gegebenheiten ist diese Befug-
nis erforderlich? – Nehmen Sie als Beispiel mal den 
Einsatz von verdeckten Ermittlern und Vertrauens-
personen. Ich hab es grundsätzlich als positiv erach-
tet, dass es hier zu einer gesetzlichen Regelung 
kommt. Das vermindert eine gewisse Rechtsunsi-
cherheit. Aber man kann sich natürlich füglich fra-
gen, ob diese Maßnahme zur Gefahrenabwehr tat-
sächlich erforderlich ist. Ich habe im Bereich der 
Nachrichtendienste überhaupt keine Zweifel, dass 
das ein sehr, sehr wichtiges Instrument ist. Aus mei-
ner strafrechtlichen Praxis als Mitglied einer großen 
Strafkammer kann ich Ihnen sagen: Im strafprozes-
sualen Bereich ist diese Maßnahme ein ständiges 
Ärgernis der Gerichte.

Ich komme nun noch zu einigen anderen Gesichts-
punkten, die angesprochen wurden. Frau Schulze 
hat nach Sprengmitteln gefragt. Hier kann ich mich 
der Auffassung von Herrn Graulich anschließen. 

Dass der Einsatz von Sprengmitteln hoch problema-
tisch ist, zeigt sich schon daran, dass dieser Einsatz 
im Strafgesetzbuch mit sehr hohen Strafandrohun-
gen versehen ist. Meines Wissens gibt es hierzu 
noch keine verfassungsgerichtlichen Entscheidun-
gen, was den Einsatz durch Gefahrenabwehrbehör-
den anbelangt, aber ich möchte an die Entschei-
dung zum Luftsicherheitsgesetz erinnern: Hier hat 
sich das Bundesverfassungsgericht ganz klar dahin-
gehend positioniert, dass ein Treffen unverantwortli-
cher, unbeteiligter Personen verfassungsrechtlich 
nicht hinnehmbar ist. Da ist natürlich eine hohe Ge-
fahr gegeben, dass Unbeteiligte getroffen werden.

In diesem Zusammenhang möchte ich kurz die Aus-
weitung des Einsatzes von Drohnen ansprechen. 
Das ist eine weitere Weiterung, die mir nur in Teilen 
verständlich ist. Ich kann mir gut vorstellen, dass 
man Drohnen einsetzt, um Übersichtsaufnahmen zu 
erlangen. Aber schon bei Tonaufnahmen, bei Über-
wachungen innerhalb von Wohnungen, bei der 
Überwachung des gesprochenen Wortes außerhalb 
von Wohnungen macht das doch überhaupt keinen 
Sinn. Wie soll man sich das denn vorstellen?– Da 
sitzen also zwei Leute am Teich, und über ihren 
Köpfen kreist die Drohne, die das Gespräch abhört? 
– Da sollte man doch im Einzelnen noch einmal sehr 
genau hinschauen, ob diese Regelungen wirklich 
Sinn machen. Am Rande erwähnt sei auch der Ein-
satz von Drohnen als Mittel des unmittelbaren 
Zwangs. Da denke ich sofort an den Einsatz bewaff-
neter Drohnen, von Drohnen, die vielleicht Pfeffer-
spray geladen haben und die gegen Versammlun-
gen eingesetzt werden. Da werden auch sehr, sehr 
heikle ethisch-moralische Grenzen berührt. Darüber 
sollte man wirklich nachdenken.

Frau Schulze, die Erstreckung der Online-Durchsu-
chung auf räumlich getrennte Systeme: Da muss 
man, glaube ich, etwas weiter ausholen. Die Rege-
lungen in diesem Gesetz orientieren sich – –

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Ent-
schuldigung. Ich weise nur darauf hin: Wir haben 
noch 30 Minuten und noch fünf weitere Sachver-
ständige.

SV RiLG Dr. Markus Löffelmann (Landgericht 
München I): Ja, gut, dann werde ich versuchen, 
mich kurz zu fassen. – Sie orientieren sich an § 110 
Absatz 3 der Strafprozessordnung. Ich war an der 
Schaffung dieser Norm damals im BMJ selbst betei-
ligt, und wir hatten Netzwerksysteme im Blick, extern 
gespeicherte Daten, die irgendwo im Keller – – Eine 
Cloud gab’s damals noch nicht. Das ist heute natür-
lich eine ganz andere Situation, mit der man umge-
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hen muss. Ich habe in meinem Gutachten auch dar-
gelegt, dass man hier eine grundsätzliche 
Neuregelung bräuchte, die sich an den Besonder-
heiten digitaler Datenverarbeitung orientiert. Ich 
sehe zum Beispiel überhaupt keinen Grund, warum 
man nicht auch dort Regelungen schaffen sollte, die 
der besonderen Schutzwürdigkeit solcher Daten 
Rechnung tragen. Das Bundesverfassungsgericht 
hat auch gesagt, dass da im Einzelfall auf die Daten 
zu schauen ist. Wenn es Telekommunikationsdaten 
sind, habe ich ein höheres Schutzniveau. Das muss 
man wiederum einfachgesetzlich abbilden.

Mit der DNA-Analyse hab ich, soweit es um die Aus-
wertung von Spurenmaterial, nicht um den Einsatz 
zu erkennungsdienstlichen Zwecken geht, weniger 
Probleme. Es geht nicht darum, in ein Genom rein-
zusehen, sondern meines Wissens werden Ge-
nstrukturen untersucht, aus denen Rückschlüsse ge-
zogen werden können. Für die 
Strafverfolgungsbehörden ist das schon lange ein 
Wunsch. Anwendungsfälle im Bereich des Polizei-
rechts zu finden, tue ich mich schwerer. Aber ich 
denke schon, dass es die gibt.

Einschüchterungseffekte für die Bevölkerung wur-
den angesprochen. Da muss man vorsichtig sein. Zu 
diesem sogenannten Chilling-Effekt, der vom EuGH 
verwendet und vom Bundesverfassungsgericht an-
geführt wird, habe ich mich kritisch positioniert. Aber 
man kann das nicht ganz wegdiskutieren. Bei einer 
derart weitreichenden Vorverlagerung von Handlun-
gen in das Gefahrenvorfeld kann man füglich davon 
sprechen, dass hier eine Gefahr besteht. Das ist na-
türlich von der Kumulierung von Eingriffsmaßnah-
men im Hinblick auf Einzelpersonen zu unterschei-
den; das wurde vorhin von Herrn Lindner 
angesprochen. Da muss man dann prozedurale Vor-
kehrungen schaffen, wie zum Beispiel einen Richter, 
der diese ganzen Maßnahmen zusammen bewertet. 
– Ich denke, ich habe jetzt weitgehend alle Fragen 
beantwortet.

Abg. Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Die Frage 
von Herrn Gantzer fehlt noch.

SV RiLG Dr. Markus Löffelmann (Landgericht 
München I): Die Frage, ob der demokratische 
Rechtsstaat in Gefahr ist und Angst vor der Polizei 
in der Bevölkerung um sich greifen müsse, ist eine 
politische Problematik. Ich finde auch hier, man soll-
te da mehr auf die Empirie vertrauen als auf ein ge-
wisses Gefühl. Die Frage hat mit den Einschüchte-
rungseffekten zu tun. Das sind Probleme, um die 
man sich kümmern muss. Aber man kann sie auch 
nicht einfach übergehen. Man muss sich damit be-

fassen und solche Befugnisse auch daraufhin aus-
richten.

SV Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität 
Augsburg): Ja, ich will mich um Kürze bemühen. – 
Erstens. Der Zeitdruck ist angesprochen worden. 
Die Richtlinie muss bis Mai oder Juni 2018 umge-
setzt sein. Das heißt: Hier besteht einfach ein Zeit-
druck, unter dem das Parlament steht, und dass 
eine Sachverständigen-Anhörung durchgeführt wird, 
finde ich schon sehr beachtlich. Dafür möchte ich 
mich nochmal herzlich bedanken.

Zweitens. Die Rechtfertigung neuer Befugnisnormen 
wurde auch von Herrn Rechtsanwalt Wächtler ange-
sprochen. Die Behauptung, die Befugnisse seien 
verdoppelt worden, stimmt natürlich mitnichten. Wir 
haben vielleicht eine Verdoppelung der Befugnisnor-
men, aber keine Verdoppelung der Befugnisse. Viele 
dieser Befugnisse hatten wir immer schon aufgrund 
der polizeirechtlichen Generalklausel, die das 
rechtsstaatliche Polizeirecht seit zig Jahren prägt. 
Man muss nur mal bei der Kommentierung von 
Herrn Prof. Schmidbauer zu Artikel 11 Absätze 1 
und 2 schauen, welche Maßnahmen auf die polizeili-
che Generalklausel gestützt werden können. Das 
sind Dutzende, teilweise ziemlich weit reichende 
Maßnahmen wie zum Beispiel die künstliche Herbei-
führung eines Staus auf der Autobahn durch die Po-
lizei. Da gibt es auch keine spezialgesetzliche 
Rechtsgrundlage. Das bedeutet: Der Gesetzgeber 
muss der Polizei Befugnisnormen geben – nicht, 
weil die Polizei sie jetzt braucht, sondern damit sie 
sie dann hat, wenn sie sie braucht. Das heißt: Die 
Rechtfertigung der Schaffung polizeilicher Befugnis-
normen kann sich mit einer hypothetischen Gefah-
renprognose begnügen. Davon ist die Anwendung 
im Einzelfall zu unterscheiden; hier muss natürlich 
intensiv nachgeprüft werden, ob die Eingriffsvoraus-
setzungen vorlagen, ob der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz gewahrt ist, sind die Mitteilungspflichten 
erfüllt und so weiter und so fort. Das alles ist gericht-
lich voll überprüfbar.

Damit bin ich beim nächsten Punkt, dem FamFG. 
Früher hieß es "Gesetz über die freiwillige Gerichts-
barkeit"; das gibt es schon immer. Das ist mitnichten 
irgendetwas Neues, sondern dieser Verweis ist 
schon immer da gewesen. – Zudem muss man 
sagen, dass in Bereichen, die nicht von einem spe-
ziellen Richtervorbehalt erfasst sind, natürlich das 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Sinne der norma-
len Verfahren der Fortsetzungsfeststellungsklage 
voll umfänglich überprüfen kann. Warum das nur in 
relativ geringem Umfang passiert, vermag ich nicht 
zu sagen.
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Ganz kurz noch zur Generalklausel im Datenschutz-
recht, die vom Abgeordneten Ritter, glaube ich, an-
gesprochen worden ist. Das ist ein Vorschlag aus 
wissenschaftlicher Sicht, den man vielleicht mal als 
Thema für eine Dissertation vergeben kann. Ich 
hätte mir gewünscht, dass der Gesetzgeber den Mut 
hat, für die Datenerhebung eine Generalklausel zu 
schaffen, wie er auch die allgemeine Generalklausel 
im Polizeirecht schafft. Das kann man gut formulie-
ren; Ansätze dazu sind in den Artikeln 30/ 32 vor-
handen, also etwa eine generalklauselartige Be-
schreibung der Eingriffsschwellen und des 
Kernbereichsschutzes. Das wäre schon denkbar 
und ein Beitrag zur Reduktion der Komplexität. Aller-
dings muss ich sagen: Das würde nach dem gegen-
wärtigen Stand der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts wahrscheinlich in Karlsruhe keinen 
Bestand haben, zumindest momentan. Ob sich 
daran etwas ändert, wenn andere Persönlichkeiten 
im Bundesverfassungsgericht sitzen, vermag ich 
jetzt nicht zu beurteilen; ich halte das aber nicht für 
unwahrscheinlich.

Die Befürchtung, der demokratische Rechtsstaat sei 
in Gefahr, ist, glaube ich, nach den Befugnisnormen, 
die hier geschaffen sind, im Hinblick auf die Kontrol-
le durch Gerichte, die demokratische Öffentlichkeit 
und die Diskussionen, die in den Medien stattfinden, 
übertrieben.

SV Prof. Dr. Kurt Graulich (Humboldt-Universität 
zu Berlin): Ich möchte zu drei Komplexen etwas 
sagen. Ich beginne mit dem allgemeinen Komplex, 
mit dem, was Herr Kollege Lindner jetzt gerade auf 
dem Schirm hatte: Der demokratische Rechtsstaat 
ist durch dieses Gesetz hier natürlich nicht in Ge-
fahr. Dagegen spricht auch schon, dass wir so nett 
über die verschiedenen Regelungen streiten. Das ist 
in Staaten, in denen der demokratische Rechtsstaat 
abgeschafft wird, typischerweise nicht mehr der Fall.

Allerdings macht uns die Fülle von Details, die über 
uns niedergeht, Mühe. Das ist eine Unbequemlich-
keit für alle. Die sind vor allen Dingen durch die 
technologische Entwicklung ausgelöst. Wenn wir 
eine Vorlesung hätten, würde ich das gerne im Zu-
sammenhang darstellen; das geht jetzt leider nicht. 
Aber ich glaube, das ist vor allen Dingen keine Erfin-
dung der Polizei.

Die Verstehbarkeit von Gesetzen ist ein ernstes Pro-
blem. Hier kommen wir aber auch nicht aus dem Di-
lemma heraus. Seitdem viele Bereiche telekommu-
nikationsgestützt sind, kommt man ja an einfache 
Sachverhalte nur noch heran, wenn man über diese 
Technologieschiene geht. Das macht es von vorne-

herein schwieriger. Ich denke, eine richtige Richtung 
ist das, was 1978 als Musterentwurf für ein einheitli-
ches Polizeigesetz bezeichnet wurde, also keine 
strikte Koordinierung der 16 Länder und der unge-
fähr drei Polizeien des Bundes, sondern eine Ver-
ständigung miteinander über Guidelines in Form 
einer öffentlichen Fachdiskussion. Das hat damals 
immerhin geleistet, dass vor allen Dingen die Poli-
zeigesetze und das Strafverfahrensrecht aufeinan-
der zu entwickelt wurden. Es hat auch gute Ergeb-
nisse gebracht. De Maizière war, glaube ich, der 
erste, der im letzten Sommer diese Musterentwurfs-
These wieder aufgebracht hat. Ich habe an anderer 
Stelle dagegen geschrieben und gesagt: Wir haben 
ja bereits einen Musterentwurf, nämlich das Bundes-
kriminalamtsgesetz. Das BKA-Gesetz hat alle mo-
dernen Institutionen des Polizeirechts und ist jeder-
zeit offen für weitere Regelungen. Der 
Bundesgesetzgeber hat sich im Grunde genommen 
auch bei der Koordinierung der Strafverfahrens-
rechtsregelung daran gehalten. Das hat früher der 
Musterentwurf gemacht. Ich erinnere daran, dass 
unmittelbar vor der Sommerpause noch §§ 100a 
und 100b der Strafprozessordnung, also die Quel-
len-TKÜ und Online-Durchsuchung, normiert wur-
den. Da ist man im Nachgang zum BKA-Gesetz ge-
wesen. Also, die Dinge sind in der 
gesetzgeberischen Praxis meines Erachtens auf 
einer guten Linie. Wenn jetzt die Innenministerkonfe-
renz eventuell zu der Einschätzung kommt, man 
wolle das Ganze in dieser allgemeinen Form in 
einem Musterentwurf formulieren, um es damit auch 
verständlicher zu machen, so what? – Aber ich glau-
be, dass der Sachstand, den wir haben, StPO plus 
BKA-Gesetz, insgesamt eigentlich weitgehend diese 
Koordinierung in der Kommunikation leistet.

Frau Guttenberger ist leider weg; ich mache es kurz: 
Die Geschichte mit den Body-Cams fing bei den 
Maßnahmen der Eigensicherung an. Da haben wir 
überhaupt keine Retorsionslage, weil die geheim 
stattfindet. Body-Cams, die offen getragen werden, 
gehen immer in die Einschüchterungssituation. Ich 
lebe in Berlin; dort haben wir eine ziemlich robust 
auftretende Polizei. Das ist keine Kritik daran; Berlin 
ist auch eine robuste Stadt. Aber da kann ich mir 
ausmalen, wie schnell das eskaliert. Das ist für mich 
gar nicht eine Frage, wie ich das rechtlich zu lösen 
habe; dazu fällt mir schnell etwas ein. Aber das ist 
für mich so eine Frage des Verhältnisses zwischen 
Bürger und Polizei. Ich mag keine Eskalationslagen, 
und deshalb muss ich sagen: Diesen Einsatz von 
Body-Cams als Normalmaßnahme halte ich eher für 
etwas beunruhigend.
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Frau Guttenberger hat noch nach der Auslesung von 
Datenträgern gefragt. Also, ich bin ja etwas anders 
abgebogen als Herr Petri. Wir haben uns vorhin 
schon ausgetauscht. Herr Petri hat die Frage so ver-
standen: Was mache ich, wenn ich neben diesem 
einen Datenträger noch so einen richtig fetten weite-
ren finde? – Dazu hat Herr Petri sich geäußert; dem 
füge ich jetzt nichts an. – Ich habe diese Regelung 
so verstanden, dass sie auch Zugriffe auf Clouds er-
möglichen soll. Dann komme ich in die Thematik des 
Artikels 10 und dann habe ich natürlich ein riesiges 
zusätzliches Problem. Das führe ich jetzt nicht noch-
mal erneut aus; aber da lagen meine Bedenken. Ob 
diese Potenzialität drin steckt oder nicht, müssten 
Sie im weiteren Gesetzgebungsverfahren klären.

Frau Schulze hatte eine ganze Reihe von Fragen. 
Ich beginne mal mit dem Begriff der drohenden Ge-
fahr. Das war nun sehr bedauerlich; ich hatte drei 
Tage Zeit, um mich mit diesem Gesetzentwurf zu be-
schäftigen, und war sehr froh, dass sich Kollege Löf-
felmann wirklich im Detail und in aller Genauigkeit 
mit den einzelnen Normen beschäftigt hat. Das ist 
auch gar nicht zu toppen und ein äußerst großes 
Verdienst. Ich will nur auf den Ausgangspunkt im 
wörtlichen Zitat kommen: Das ist ja keine Erfindung 
des bayerischen Gesetzgebers, mit dem er irgend-
wem eine auf die Mütze geben will, sondern das ist 
genau so, wie Herr Möstl es entwickelt hat. Es be-
gann mal mit der konkreten Gefahr; dann sind wir 
über diese Spezialrechtsprechung insbesondere aus 
Karlsruhe bei den heimlichen Maßnahmen auf die-
sen Begriff der drohenden Gefahr gekommen, der ja 
dort nicht als Aushebelung des Rechtsstaates ge-
meint war, sondern im Gegenteil: Es war der Ver-
such einer Brückenbildung, um Eingriffsgrundlage 
und Rechtsgüterschutz wieder einander anzunä-
hern.

Deshalb – ich zitiere das aus der Entscheidung vom 
20. April – kann eine hinreichend konkretisierte Ge-
fahr in diesem Sinne kann danach schon bestehen, 
wenn sich der zum Schaden führende Kausalverlauf 
noch nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vor-
hersehen lässt, sofern bereits bestimmte Tatsachen 
auf eine im Einzelfall drohende Gefahr für ein über-
ragend wichtiges Rechtsgut hinweisen. – Das heißt: 
Man muss es genauso machen, wie Kollege Löffel-
mann es gemacht hat. Man kann es nicht pauschal 
angehen, sondern muss wirklich jede einzelne Norm 
nehmen und fragen: Was, liebe Norm, sollst du leis-
ten? Ist der von dir intendierte Rechtsgüterschutz 
auch genügend groß? – Das muss man machen; 
das kann man nicht pauschal beantworten.

Zu den DNA-Spuren habe ich vorhin schon Ausfüh-
rungen gemacht. Die DNA-Spurenauslese ist an 

sich ein sehr präzises Mittel. Aber wenn man es in 
die Gefahrenabwehr reinbringt, muss man sehr auf-
passen, dass die Schere nicht zu weit aufgeht. Der 
Bundesgesetzgeber hat es mit dieser Druckspuren-
regelung im BKA-Gesetz meines Erachtens einge-
hegt. Aber die Regelung, die ich da im PAG gefun-
den habe, halte ich für sehr abschüssig. Dazu würde 
ich Ihnen nicht raten. – Auch über Sprengmittel 
haben wir uns unterhalten.

Noch eine letzte Bemerkung zu der intelligenten 
Video-Überwachung. Da möchte ich auf etwas hin-
weisen, was Sie meines Erachtens ein bisschen zu 
wenig im Blick haben. Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist ja von Kompetenzgrenzen durchzogen. Das 
heißt: Alles, was an Bahnhöfen stattfindet, ist in der 
Kompetenz der Bundespolizei. Sie kann keinesfalls 
den Videoprojektor auf die gegenüberliegende Stra-
ßenseite richten. Das hat zwei Seiten: Einmal ist der 
polizeiliche Wirkungsgrad begrenzt. Es hat aber 
auch von der Schutzseite her den Vorteil, dass in die 
Rechte der Bürger nur in begrenzter Weise einge-
griffen wird. Die Bundespolizei ist natürlich überall 
präsent, schon deswegen, weil sie zugleich auch 
Bahnpolizei ist. Schwierig werden diese Dinge erst 
in dem Moment, wo es etwa zu hintergründigen Ver-
netzungen kommen sollte. Dann ist das Stichwort 
von der Totalüberwachung, das man zu Recht 
immer im Auge behalten muss, gegeben. Im Augen-
blick, glaube ich, sind wir davon noch entfernt. Aber 
bei dieser Institution ist auf alle Fälle in zwei Rich-
tungen Vorsicht geboten, zum einen, dass nicht in 
die Rechte der Bürger eingegriffen wird, und zum 
anderen: Wir haben heute eine sehr mobile Krimina-
lität und eine sehr mobile, virulente Kriminalität. Der 
demokratische Rechtsstaat ist nicht nur dann in Ge-
fahr, wenn wir hier in Seminarlaune Gefährdungen 
sehen, sondern auch dann, wenn Bürger sagen, sie 
fühlten sich nicht ausreichend beschützt. – Deshalb 
meine ich: Intelligente Videoüberwachung, die an 
der Kette liegt, ist sicher ein Mittel, das man gar 
nicht auslassen kann.

Abg. Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Bitte beant-
worten Sie noch die Frage des Kollegen Gantzer, ob 
der Rechtsstaat in Gefahr ist.

SV Prof. Dr. Kurt Graulich (Humboldt-Universität 
zu Berlin): Das hab ich am Anfang gesagt. Der 
Rechtsstaat ist natürlich nicht in Gefahr. Wir haben 
ein Gesetz, über das wir uns fröhlich zerzausen kön-
nen. Das machen wir gerade auch. Aber der Rechts-
staat ist dadurch bestimmt nicht in Gefahr.

Abg. Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Und Angst 
vor der Polizei braucht man auch nicht zu haben.
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SV Prof. Dr. Kurt Graulich (Humboldt-Universität 
zu Berlin): Um Himmels willen! Die deutsche Sicher-
heitsarchitektur – ich könnte sie jetzt bis zum letzten 
Mann aufzählen – besteht aus rund 500.000 Perso-
nen und ist im Kern polizeilich. Wir haben etwas we-
niger als 300.000 Polizeibeamte, die sozusagen das 
Hauptgeschäft tragen, 50.000 beim Bund, der Rest 
bei den Ländern. Das ist die Achse, auf der wir un-
sere Sicherheit organisieren. Diese Leute haben 
einen Anspruch darauf, dass sie einerseits vernünfti-
ge Eingriffsgrundlagen haben, und andererseits hat 
der Bürger einen Anspruch darauf, dass er diese 
Eingriffsgrundlagen nachvollziehen kann. Das müs-
sen wir ausschaukeln, und das machen wir ja gera-
de.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Diese Ausführun-
gen spare ich mir und schließe mich insoweit, was 
die Demokratie anbelangt, Herrn Graulich an. Ich 
komme zu den anderen Fragen, zunächst zur Kom-
plexität und zur Bürgerverständlichkeit. Das Bundes-
verfassungsgericht hat in mehreren Entscheidungen 
– es wird zwar immer viel gescholten, weil es zu we-
nige Spielräume lässt – gesagt, das muss nicht so 
sein. Nicht jeder Bürger muss das Gesetz versehen. 
Darauf kommt es nicht an. Entscheidend ist, dass 
die Normanwendung für den Normanwender hinrei-
chend klar geregelt ist. Zur Komplexität: Es ist wün-
schenswert – insofern gebe ich Herrn Ritter recht –, 
aber verfassungsrechtlich geboten ist es nicht, nicht 
in allen Verästelungen. Er muss ein grobes Vorstel-
lungsbild erzeugen, nicht mehr.

Das zweite ist die Frage: Wie machen’s denn die 
Normanwender, also die Polizei? – Ich habe ihr 
schon vorhin bescheinigt, dass sie sich Mühe gibt, 
das zu befolgen. Ich komme zu dem kritischen Teil, 
der auch hinsichtlich der Komplexität gerügt worden 
ist. – Klammer auf: Ich wende mich nicht dagegen, 
dass man das Bundesverfassungsgericht kritisiert, 
sondern dagegen, dass man die Entscheidungen, 
die Feststellungen, die in einem Verfassungsgefüge 
verbindlich sind, infrage stellt. Das geht nicht, und 
deswegen bin ich da auch so energisch. Es geht 
nicht um die Kritik, sondern darum, dass man etwas 
infrage stellt, was nicht mit unserem Gewaltentei-
lungsgefüge im Einklang steht. Klammer zu.

Also, was die Ausbildung anbelangt, muss man be-
rücksichtigen, dass die hier als komplex angesehe-
nen Vorschriften zum heimlichen Überwachung oft 
sehr technologiegeprägt sind. Auch da kann ich an 
Herrn Graulich anknüpfen. Das betrifft aber in der 
Regel nicht den normalen Vollzugsbeamten auf der 
Straße. Der Vollzugsbeamte auf der Straße hat in 

der Regel ein überschaubares Portfolio an Befugnis-
sen, was meines Erachtens relativ klar geregelt ist. 
Was die TKÜ, diese Online-Durchsuchung, die 
Quellen-TKÜ und so weiter anbelangt, gibt es hoch 
komplexe Vorschriften. Aber damit befassen sich 
Spezialteams; die haben dementsprechend beson-
dere Kautelen, und die kriegen das auch in den 
Griff, jedenfalls nach meiner Einschätzung nach 
dem, was ich so sehe.

Die drohende Gefahr wurde schon in einer Anhö-
rung debattiert. Im Grundsatz bin ich der Meinung, 
dass Artikel 11 Absatz 3 unter dem Gesichtspunkt 
der Normenbestimmtheit und der Normenklarheit 
geht. Das ist so, meine ich. Wir haben über die 
Frage debattiert, ob man den Begriff des Angriffs, 
der nachträglich eingeführt worden ist, nicht unter 
dem Gesichtspunkt der Normenklarheit hinterfragt. 
Ich erinnere mich vage daran, dass Herr Möstl da-
mals gesagt hat, er rate davon ab, das so zu regeln; 
er empfehle ähnlich wie ich einen gesonderten Satz. 
Daran hat er sich heute nicht mehr erinnert. – Tut 
mir leid, heute sind Sie mein Prügelknabe. Aber Sie 
halten das aus, gell? – Wir kriegen das schon; wir 
kommen zueinander. Ich bin auch in vielen Dingen 
Ihrer Meinung. Aber ansonsten hält das dem Gebot 
der Bestimmtheit und der Normenklarheit Stand. Ich 
gehe mal davon aus, dass man, wenn man das ver-
fassungskonform auslegt, den Begriff des Angriffs 
auch in den Griff kriegt. Ich denke, irgendwo geht 
das. Wir haben das damals unter dem Gesichts-
punkt der Verhältnismäßigkeit auf körperliche Angrif-
fe beschränkt wissen wollen, weil das sozusagen die 
Szenarien waren, mit der die Polizei arbeiten wollte. 
Aber diese Diskussion vertiefe ich jetzt nicht, weil wir 
die schon hatten.

Bei der DNA-Analyse kann ich auch an das anknüp-
fen, was Herr Graulich gesagt hat. Mein Punkt ist: 
Wenn man sagt, das praktische Bedürfnis der Poli-
zei liegt nicht darin, die genkodierenden Teile zu 
analysieren, dann sollte der Gesetzgeber das klar-
stellen. Das spielt hier eine ganz entscheidende 
Rolle für die Verfassungskonformität der Norm. 
Dann schreiben Sie halt rein, dass sich eine Analyse 
auf die Genstrukturen zu beschränken hat und eben 
nicht den Gencode als solchen betrifft. Dann haben 
Sie einen Schritt mehr in Richtung Rechtssicherheit 
auf verfassungsrechtlicher Ebene. Das wäre meine 
Empfehlung.

Zum Rechtsschutz bei offenen Maßnahmen muss 
ich sagen: Lesen Sie einfach Artikel 13 Absatz 4. Da 
steht nichts von heimlich, aber da steht etwas vom 
Richtervorbehalt. Artikel 13 Absatz 4 sagt das, 
Punkt. Das ist keine Auslegungsfrage; da steht 
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nichts von heimlich. Der Wortlaut ist eindeutig. Im 
Zweifelsfall kann ich eine Vorschrift nicht so ausle-
gen, dass ich Schutzmechanismen zulasten der 
Grundrechte weglasse. Das geht einfach nicht.

Zur Fortsetzungsfeststellungsklage möchte ich noch 
etwas sagen. Die Bezugnahme auf das FGG und 
auf das FamFG hat eine lange Tradition im Polizei-
recht; das stimmt. Aber die bezieht sich in der Regel 
auf die alten Standardmaßnahmen. Man hat damals 
auf das FGG zurückgegriffen, weil die Vorstellung 
bestand, man brauche ein gerichtliches Verfahren, 
das auf Effektivität und Schnelligkeit abzielt und 
trotzdem ein Mindestmaß an Rechtsstaatlichkeit si-
cherstellt. Deswegen ist man auf das FGG gekom-
men, weil es damals kein anderes Vorbild gab. Da 
geht es ja um die Frage, wie man unter dem Ge-
sichtspunkt der Gefahrenabwehr ein schnelles Ver-
fahren hinbekommt. Das FGG-Verfahren passt dann 
nicht, wenn wir in Situationen kommen, wo wir dau-
erhafte Grundrechtseingriffe haben. Wenn Sie das 
Beispiel von Herrn Wächtler mit der Inhaftnahme 
aus Präventivgründen nehmen, passt es möglicher-
weise nicht ganz. Da geht es nicht mehr darum, im 
Einzelfall unter den Bedingungen der Zeitnot, die die 
Gefahrenabwehr infrage stellen kann, eine Rege-
lung zu treffen. Das wäre so ein Punkt, wo ich Herrn 
Wächtler zumindest teilweise recht geben würde. 
Ansonsten kann ich an das anknüpfen, was schon 
gesagt worden ist. – Hab ich alles beantwortet? – 
Ich gebe ab. Danke schön. – Ach so: Die Umset-
zungsfrist bis zum 6. Mai 2018 ergibt sich aus Arti-
kel 63 Absatz 1 der Richtlinie über den Datenschutz 
bei der Straftatenbekämpfung, EU.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Man 
könnte scherzhaft fragen, ob nur Deutschland die 
Richtlinie innerhalb dieses Zeitraums umsetzt oder 
ob das alle anderen auch machen. Das wissen Sie 
wahrscheinlich auch nicht.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Österreich hat 
schon umgesetzt; die anderen sind im Verzug.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Frau 
Gottstein fragt noch nach der Angst vor der Polizei, 
Herr Petri.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Angst vor der Po-
lizei in der Demokratie, im demokratischen Rechts-
staat: Nein. Das schließt nicht aus – das zeichnet 
den demokratischen Rechtsstaat aus –, dass er die 
Einzelsituationen regelt und das rechtsstaatliche 
Handeln der Polizei im Einzelfall sicherstellen soll. 
Darum geht’s, und darum streiten wir jetzt gerade.

SV RA Hartmut Wächtler (Rechtsanwaltskammer, 
München): Ich muss mich leider in die Reihe meiner 
Vorredner einreihen, die über Herrn Prof. Möstl her-
gezogen sind. Es hilft nichts. Ich kann das so nicht 
stehen lassen. Sie haben in Zweifel gestellt, ob es 
nötig ist, dass bei wichtigen Eingriffen analog der 
Pflichtverteidigung ein Verteidiger, ein Anwalt ge-
stellt wird. Ich denke, es sollte unter dem jetzigen 
Stand der Rechtsstaatsdiskussion unstrittig sein, 
dass, der Betreffende, wenn in die Freiheit und das 
Eigentum von Bürgern eingegriffen wird, die Mög-
lichkeit haben muss, sich angemessen zu verteidi-
gen, das heißt: mit Hilfe anwaltlichen Beistands. 
Deswegen haben wir § 140 StPO im Strafrecht.

Wenn Sie sagen, es ist ja ein Richter da, der das 
macht, ist das ein Argument, aus dem ich nur schlie-
ßen kann, dass Sie kein Strafverteidiger sind und 
auch mit dem Strafrecht nichts zu tun haben. Im 
ganzen Strafrecht ist ein Richter da, auch der Le-
benslängliche hat vorher ein richterliches Urteil. Da 
wird doch niemand behaupten, da brauche kein An-
walt tätig zu werden. Das ist doch ein völlig abwegi-
ges Argument.

Außerdem haben Sie nicht recht, was unser Recht 
hier, das PAG, betrifft; denn im PAG gibt es zahlrei-
che existenzvernichtende und -bedrohende Maß-
nahmen, die eben nicht unter Richtervorbehalt ste-
hen. Ich nenne etwa die Vermögenspfändung. 
Kürzlich hatte ich einen Fall von Vermögensbe-
schlagnahme nach StPO; da ging es um einen 
Schaden von etwa 10.000 Euro, den der Mandant 
angerichtet haben sollte. Nach dieser neuen Rege-
lung, die uns der Bundesgesetzgeber im letzten 
Herbst beschert hat, ist es möglich, vorbeugend sein 
Vermögen zu beschlagnahmen. Er hat gefragt: 
Womit soll ich denn jetzt meine Miete zahlen? – 
Dessen Konten waren einfach beschlagnahmt wor-
den, wie es auch nach PAG vorbeugend möglich 
sein soll. Womit soll ich denn meine Miete bezah-
len? – Da gab es immerhin einen richterlichen Be-
schluss, den man anfechten konnte. Aber Sie stellen 
das infrage, indem Sie sagen, es gibt überall einen 
Richtervorbehalt. Stimmt nicht in diesem Fall; die 
Polizei kann das aus eigenem Recht machen. Ich 
kann hinterher zum Richter laufen – unter den unzu-
reichenden Bedingungen, die ich erläutert habe. 
Das Gleiche gilt für das, was ich Verbannung nenne, 
auch für den Zwang, einen bestimmten Aufenthalts-
ort nicht zu verlassen. Das kann alles existenzver-
nichtend sein, wenn ich beispielsweise nicht mehr 
zur Arbeit gehen kann, weil ich meinen Landkreis 
nicht verlassen kann, dann verliere ich die Arbeit. 
Wenn ich meine Miete nicht bezahlen kann, verliere 
ich die Wohnung.
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Das bringt mich zu einem weiteren Punkt, den ich 
vorhin vergessen hatte. In dieser großartigen Vor-
schrift, die hier eingeführt werden soll, fehlt jede Re-
gelung zum Schadensersatz. Was ist denn, wenn 
die Polizei sich geirrt hat? Der Mensch hat seine 
Wohnung verloren, Amtshaftung ist doch nur bei 
schuldhaften Vorgängen. Das muss ja nicht schuld-
haft sein; einfach eine rechtswidrige Polizeimaßnah-
me führt dazu, dass ich meine Wohnung verliere. 
Unter Münchener Bedingungen ist das eine Kata-
strophe, und es gibt keinerlei Regelung. Es gibt eine 
Regelung im Strafrecht; da gibt es das Strafrechts-
entschädigungsgesetz, nicht. Da ist genau für diese 
Fälle geregelt: Wenn infolge von Strafverfolgungs-
maßnahmen ein Schaden eintritt, kann der Bürger 
Ersatz verlangen. Entsprechendes gibt’s im PAG 
eben nicht. Wenn Sie sagen, das ist der Unterschied 
zwischen dem Strafrecht und dem Polizeirecht, dass 
kein Verschulden nötig ist, dann sage ich Ihnen: Das 
stimmt zwar, aber auf der anderen Seite sind die Git-
terstäbe, hinter denen die Betroffenen sitzen, genau 
dieselben. Da gibt’s keinen Unterschied.

Das andere haben Sie vielleicht auch übersehen: 
Mittlerweile ist höchst richterlich durch das Bundes-
verfassungsgericht anerkannt, dass auch für den 
Fall der Einweisung in ein psychiatrisches Kranken-
haus, also dann, wenn gerade kein Verschulden vor-
liegen soll, die Notwendigkeit von Pflichtverteidigung 
anerkannt ist. Auch dieses Argument löst sich also 
schlichtweg in Luft auf.

Ich komme zur Frage nach der Gefahr für den 
Rechtsstaat, die Frau Gottstein mit Recht gestellt 
hat. Generell gesehen ist unser Rechtsstaat nicht in 
Gefahr, selbst nicht durch dieses Gesetz. Aber der 
Einzelne, der von so einer Maßnahme betroffen ist, 
fängt natürlich schon an zu zweifeln, wenn er plötz-
lich nicht mehr an sein Bankkonto ran kann. Da fragt 
er sich: Was mache ich jetzt? Wo finde ich einen 
Beistand? – Er fängt schon an zu zweifeln. Allein 
darum geht es. Es geht nicht um eine grundsätzliche 
Abschaffung des Rechtsstaats. Das wird ja kein Ver-
nünftiger behaupten.

SV Prof. Dr. Kyrill-Alexander Schwarz (Julius-Ma-
ximilians-Universität Würzburg): In Ansehung der 
durchaus vorgerückten Uhrzeit will ich es etwas kurz 
machen. – Herr Schindler, Sie haben die Frage auf-
geworfen: Was ist eigentlich nach klassischem 
Grundrechtsverständnis die Rechtfertigung für die 
entsprechenden Eingriffsbefugnisse, die wir hier der 
Polizei geben? Ich glaube, das kann man mit zwei 
Worten beantworten: Das ist die Erfüllung der 
Staatsaufgabe Sicherheit. Das ist die klassische 
Ratio legis, die wir hier bei all diesen gesetzlichen 

Regelungen haben. Es geht um die Abwehr be-
stimmter Gefahren. Mittlerweile haben wir ein verän-
dertes Gefahrenpotenzial, veränderte Gefahrensi-
tuationen, und deswegen auch dieses 
ausdifferenzierte Eingriffsinstrumentarium. 

Ich möchte mich jetzt noch auf zwei Punkte be-
schränken. Zum einen möchte ich zu dem Verweis 
auf das FamFG ganz deutlich sagen: Es besteht ein 
fundamentaler Unterschied zur Strafprozessord-
nung. Wenn man die Strafprozessordnung als 
Magna Charta des Beschuldigten in einem Strafver-
fahren betrachten will, liegt das auch daran, dass 
der Staat in einem Strafverfahren unter Umständen 
seine schärfste Sanktion überhaupt zeigen kann, 
nämlich die Durchsetzung eines staatlichen Strafan-
spruchs. In der Tat geht es beim Gefahrenabwehr-
recht um effektive, schnelle Gefahrenabwehr. Wir 
haben dort nicht nur die Beeinträchtigung der indivi-
duellen Freiheit, die im Raum steht, sondern wir 
haben auf der anderen Seite auch die Staatsaufga-
be Sicherheit, die effektiv erfüllt werden muss. Das 
rechtfertigt meines Erachtens auch den Verweis auf 
das FamFG.

Ich komme zum letzten Punkt, der auch von Frau 
Gottstein und Herrn Gantzer angesprochen wurde, 
der Gefahr für den demokratischen Verfassungs-
staat und der Angst vor der Polizei. Ich glaube, wir 
tun unserem Gemeinwesen – das ist mehr eine poli-
tische als eine juristische Argumentation – keinen 
großen Gefallen, wenn wir die Polizei und die Si-
cherheitsdienste in Deutschland unter Generalver-
dacht stellen, der sie in die Nähe von historischen 
Auswüchsen wie entweder dem Ministerium für 
Staatssicherheit, der Gestapo oder dem Sicherheits-
dienst oder Ähnlichem stellt. Da bestehen funda-
mentale Unterschiede. Wir haben rechtsstaatlich ge-
bundene und rechtsstaatlich agierende 
Sicherheitsbehörden.

Der zweite Punkt ist die Frage: Sind die Regelun-
gen, über die wir hier heute zweieinhalb Stunden 
diskutiert haben, eine Gefahr für den freiheitlichen 
Verfassungsstaat? – Ich würde das eher anders for-
mulieren wollen: Der Verzicht auf die entsprechen-
den Regelungen wäre eine Gefahr für die Voraus-
setzungen dieses Verfassungsstaates, nämlich 
dafür, dass man hier in Sicherheit leben kann und 
die Polizei die entsprechenden Befugnisse hat. – 
Herzlichen Dank.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Vielen 
Dank, meine Herren Sachverständigen. Wir haben 
die Punktlandung geschafft, obwohl wir natürlich 
noch stundenlang über viele Detailfragen weiterdis-
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kutieren könnten. Das werden wir in der Ausschuss-
behandlung, bei der Diskussion der einzelnen Punk-
te und der Anträge, die möglicherweise von den 
Fraktionen zur Änderung der Gesetzentwürfe noch 
eingebracht werden, tun. Aber ich denke, für heute 
war es sehr gut, die unterschiedlichen Positionen 
aus Ihrer Sicht wissenschaftlich fundiert gehört zu 
haben. Dafür herzlichen Dank – auch für die Mühe 
mit den schriftlichen Ausführungen. Das alles hilft 
uns sehr weiter.

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. Wir 
sind sowieso am Ende der verfügbaren Zeit ange-
langt. Ich bitte alle, den Saal möglichst zügig zu ver-
lassen, weil für die Fraktionssitzung umgebaut wer-
den muss. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 11.30 Uhr)
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